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zeugklassen, einschließlich z.B. der Quads,
Trikes, eScooter, motorisierten Kickboards,
Touristikbahnen und Minisattelzüge bis hin zu
Krankenfahrstühlen, einer genaueren Betrach-
tung zugeführt.

Die jeweiligen Fahrerlaubnisklassen werden
von der Klasseneinteilung über die Besitz-
standswahrung bis zu den fahrerlaubnisrecht-
lichen Bestimmungen im Zusammenhang mit
dem internationalen Straßenverkehr komplett
dargestellt. Besondere Kapitel zum ausländi-
schen, insbesondere EU-Fahrerlaubnisrecht
(einschließlich des Führerscheintourismus)
runden das Buch ab.
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Es waren lange und zähe Tarif-
verhandlungen, begleitet von 
massiven Warnstreiks. Am Ende 
stand ein zufriedenstellendes 
Ergebnis für die Tarifbeschäf-
tigten in den Ländern.
Seite 17

Niedersachsen führt im Rahmen 
eines Pilotvorhabens als erstes 
Bundesland die Abschnittkon-
trolle ein. Noch dieses Jahr soll 
die zulässige Höchstgeschwin-
digkeit von Verkehrsteilnehme-
rinnen und Verkehrsteilnehmern 
mit Echtmessungen des 
Systems über eine Strecke 
überwacht werden.
Seite 19

Das neue Pflegezeitgesetz 
macht Menschen, die ältere 
Familienangehörige versorgen, 
attraktivere Angebote als 
bisher. Doch verglichen mit der 
Förderung junger Eltern sind die 
noch unzureichend.
Seite 31
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KOMMENTAR
Es wird Zeit!

Dietmar Schilff
stellv. GdP-Bundesvorsitzender

Seelische Erkrankungen sind dem 
„Spitzenreiter“ Muskel-Skelett-
Erkrankungen bei Krankheiten, die 
zu Abwesenheiten am Arbeitsplatz 
führen, kräftig auf den Fersen. 
Laut dem Gesundheitsreport des 
Dachverbandes der Betriebskran-
kenkassen (BKK) waren im Jahr 
2012 mehr als 26 Prozent aller 
krankheitsbedingten Fehltage auf 

orthopädische Probleme zurück-
zuführen, gefolgt von psychischen 
Störungen mit einem Anteil von 
fast 15 Prozent. Fakt ist zudem: Der 
Anteil der Arbeitsunfähigkeitstage 
aufgrund psychischer Störungen 
nahm seit 1976 mit damals gerade 
einmal zwei Prozent bis heute um 
das Siebenfache zu. Bemerkenswert 
ist, dass die „Arbeitsunfähigkeit“ 
mit psychischer Diagnose offenbar 
einen immer längeren Zeitraum 
beansprucht. 2013 fielen laut BKK 
Menschen mit psychischen und 
Verhaltensstörungen doppelt so 
lange aus wie jene mit Muskel-
Skelett-Erkrankungen. Und dann 
noch eine solche Nachricht: Nach 
Recherchen der Tageszeitung 
„Welt“ geben acht Bundesländer 
für die Behandlung psychischer Er-
krankungen ihrer Beamtinnen und 
Beamten weniger Geld aus als noch 
vor ein paar Jahren. 

Seelische Lasten machen keinen 
Bogen um die Polizei. Warum auch? 
Wir schultern einen anstrengenden 
und teilweise bedrückenden Dienst. 
Und er wird von Tag zu Tag schwe-
rer. Selbstverständlich wirkt sich 

das auf unsere Psyche aus. Nur 
wie genau, darüber wissen wir 
noch lange nicht genug, um darauf 
rechtzeitig reagieren zu können. 
Wir wissen aber, dass Unternehmen 
und Organisationen der privaten 
Wirtschaft uns schon weit voraus 
sind. Wir brauchen mehr Fakten.

Es liegt also auf der Hand, dass wir 
in der Polizei an einer ganzheit-
lichen Ergonomie arbeiten müssen. 
Es geht eben nicht nur um Auto-
sitze in Streifenwagen, Bürostühle 
und Lux-Werte in Dienststellen, 
sondern vermehrt um psychische 
Belastungen, genauer gesagt, 
Fehlbelastungen am Arbeitsplatz. 
Der Erste-Hilfe-Kasten im Flur der 
Dienststelle, sollte sein Verfalls-
datum einmal gekommen sein, ist 
deutlich leichter wieder instand zu 
setzen, als die in langen Jahren ge-
schundene Seele einer Kollegin und 
eines Kollegen.
Als weitaus größte Arbeitnehmer-
vertretung der Polizei werden wir 
den Arbeitsschutz mit seinen viel-
fältigen Facetten auch weiterhin 
auf hohem Niveau begleiten und an 
den wichtigen und richtigen Stell-
schrauben gemeinsam mit anderen 
drehen. Dieses Ziel haben wir auf 
dem 5. GdP-Arbeitsschutzsymposi-
um nachhaltig bekräftigt.
Es wird Zeit: Wir alle in der Polizei 
müssen anpacken. Tun wir es nicht, 
ist jeder Tag ein Versäumnis für 
die Menschen, die in der Polizei 
sind und die innere Sicherheit ge-
währleisten. Wir sorgen mit unserer 
Arbeit für einen stabilen Träger 
der Lebensqualität, denn ohne das 
Gefühl von Sicherheit wird die 
Lebensfreude deutlich eingetrübt, 
ganz egal, ob alt oder jung, Frau 
oder Mann, reich oder arm. Nur, es 
müssen auch die geschützt werden, 
die verlässlichen Schutz bieten. Da-
rüber reden wir nicht nur, sondern 
wir tun was.

Kollege Schultheiß beginnt seinen 
Brief mit dem Satz: Für Mord gibt 
es keine Rechtfertigung, egal ob es 
sich um islamische Fanatiker handelt 
… Und endet mit: Es bleibt also ei-
ne Gratwanderung – aber Mord ist 
durch nichts zu rechtfertigen. Diese 
Klammer seines Briefes dürfte jeder 
Leser als gegeben akzeptieren und ist 
nicht diskutabel. Sofern aber inhaltlich 
darauf abgestellt wird, dass Satiriker 
sich mit Kirchen- oder Religionssati-
re zurückhalten sollten, da auf diese 
Weise Befindlichkeiten gestört werden 
könnten, ist das zumindest als frag-
liches Postulat zu betrachten. 

In unserem sozialen Gefüge, in un-
serem Staat und im rechtlichen und 
sozialen Umgang sind Regeln zu be-
achten. Dazu gehören Erziehungsre-
geln wie auch rechtliche Regeln. Die 
Grenzen freiheitlichen Handelns zeigt 
das Grundgesetz auf. Hier werden in 
den Grundrechten die Pressefreiheit 
wie die Religionsausübungsfreiheit 
genannt. Beides unterliegt auch Ein-
schränkungen. Nämlich da, wo die 
Rechte Dritter über Gebühr belastet 
werden. Hier findet die Religionsausü-
bungsfreiheit wie die Pressefreiheit ih-
re Schranken. Fraglich bleibt, ob Per-
sonenkreise, die sich zwar territorial im 
Gebiet des Grundgesetzes aufhalten, 
ihr Recht auf Religionsausübungsfrei-
heit soweit ausdehnen dürfen, dass 
es nicht mehr möglich ist, sich über 
deren Religion zu äußern. Leider sind 
besonders Anhänger des Islam eher 
dauerbeleidigt, wenn andersgläubige 
oder atheistische Menschen sich zu 
ihrem Glauben einlassen. 

Das Alte Testament verbietet es den 
Christen und Juden, Bildnisse von Gott 
zu schaffen. Im Koran dagegen findet 
sich kein Bilderverbot. Dort ist dies 
lediglich Auslegungen geschuldet. 

Nun liegt es mir fern, hier Religions-
kunde noch Theologie zu betreiben. 
Ich beziehe mich auf das Grundgesetz 
und dessen Geltungs- und Wirkungs-
bereich. Wir können uns als Mittel-
europäer gerne einen Maulkorb ver-
hängen, vermeintliche Rücksicht auf 
Andersgläubige nehmen und unsere 
Pressefreiheit, wie auch Schritt für 
Schritt andere Freiheitsrechte aufge-
ben. Dies zugunsten von radikalgläu-
bigen Welteroberern, die jede frei-

Zu: Lesermeinung des Kollegen 
Peter Schultheiß: Terrorismus, 

DP 4/15
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forum
LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor, 
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst 
viele Kolleginnen und Kollegen zu 
Wort kommen zu lassen. Abge-
druckte Zuschriften geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redak-
tion wieder. Anonyme Zuschriften 
werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:
	  
GdP-Bundesvorstand
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4 
10555 Berlin 
Tel.: 030/39 99 21-113
Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:  
gdp-pressestelle@gdp.de

willige Selbstbeschränkung unserer 
freiheitlichen Rechte (möglicherweise 
sogar zu Recht) als Schwäche eines de-
kadenten Systems auslegen, welches 
auf allen Ebenen zu bekämpfen, zu 
verdrängen und zu unterdrücken ist. 

Wo ist die Wehrhaftigkeit der Demo-
kratie geblieben, die sich auch in Form 
von Zivilcourage ausdrückt? Ich kann 
und muss nicht mit allen satirischen 
Veröffentlichungen einverstanden 
sein. Allerdings habe ich das Recht auf 
Presse- und Meinungsäußerungsfrei-
heit zu achten und auch sie zu schüt-
zen. Gerade wir als Polizeibeamte 
sollten uns im Klaren darüber sein, für 
welches System und welche Werte wir 
einzutreten haben. Der Gradmesser ist 
für uns in den Grundrechten und deren 
Schutz zu suchen. Dafür steht gerade 
auch das folgende Zitat von Evelyn 
Beatrice Hall: „Ich missbillige, was du 
sagst, aber würde bis auf den Tod dein 
Recht verteidigen, es zu sagen“

Bernd Blech, Bannberscheid

Das Thema um die Morde an den 
Redakteuren der Satire-Zeitschrift ha-
ben wir oft im Bekannten- und Ver-
wandtenkreis diskutiert. Dabei kamen 
wir immer zu dem Ergebnis, dass die 
Morde durch Nichts zu rechtfertigen 
seien. Aber dennoch tragen die Satiri-
ker, die dieses Feuer angefacht haben, 
Mitverantwortung.

Heute lese ich den Leserbrief von 
Herrn Schultheiß und bin sehr erfreut, 
dass jemand genau meine Meinung 
trifft und diese auch veröffentlicht. Gut 
geschrieben, Herr Schultheiß. Genau-
so, wie Sie es geschrieben haben, ist 
es richtig. Es kann und darf nicht sein, 
dass sich einige das Mäntelchen des 
Satirikers überstreifen und unter die-
sem Deckmantel Straftaten begehen; 
denn um nichts anderes handelt es 
sich dabei. Es gebietet schon allein der 
Anstand und die Höflichkeit, andere 
Religionsgruppen zu respektieren und 
nicht lächerlich zu machen. 

Es stimmt ganz sicher, wer Wind sät 
... Aber dennoch, Mord ist durch nichts 
zu rechtfertigen. 

Werner Buff, Recklinghausen

Zu: Lesermeinung des Kollegen 
Peter Schultheiß: Terrorismus, 

DP 4/15

Man kann der Polizei, die ihren 
Dienst in Frankfurt bei der Neuer-
öffnung der EZB geleistet hat, nur 
größten Respekt zollen. Wer hier von 
„aggressivem Verhalten“ der Polizei 
schwadroniert, der lebt wahrscheinlich 
dauerbekifft in seinem Taka-Tuka-
Land oder in seinem autonomen Kin-
dergarten, so wie ganz offensichtlich 
die Blockupy-Organisatoren. Die Kro-
kodilstränen, die DIE LINKE vergießt, 
kann man auch nicht für voll nehmen, 
da sie in ihrem Büro in Frankfurt ge-
waltbereite Chaoten aus Berlin be-
herbergt haben, die nachweislich an 
Ausschreitungen teilgenommen ha-
ben. Wenn man die Bilder sieht, kann 
man eigentlich nur von einer glück-
lichen Fügung sprechen, dass nicht 
Einsatzkräfte zu Tode gekommen sind, 
so aggressiv gingen die vermummten 
Chaoten vor. 

Mich erinnert das fatal an die Vorfäl-
le bei der Startbahn West, wo zwei 
Polizisten von Chaoten hinterrücks im 
Startbahnwald erschossen wurden – 
das traurige Finale jahrelanger Hetze 
gegen die Polizei. Somit ist auch das 
Resümee der Blockupy-Organisatoren, 
dass man das doch im Gesamtpaket 
sehen muss und, dass man doch recht 
zufrieden sein könne, nicht nur zy-
nisch, es ist schlicht und einfach men-
schenverachtend und widerlich! Aber 
die Organisatoren müssen sich keine 
Sorgen um ihre Zukunft machen, DIE 
LINKE wird sicherlich das eine oder 
andere gut bezahlte Pöstchen für sie 
haben. So sieht man wieder einmal: für 
große Teile der linken Szene ist Gewalt 
völlig okay und der Tod anderer wird 
billigend in Kauf genommen.

Ulrich Hoffmann, Idstein

Zu: Aktuell: Krawalle                 
in Frankfurt am Main, DP 4/15

Das Demonstrationsrecht und sein 
Schutz sind uns heilig. Über 150 zum 
Teil schwerverletzte Polizeibeamtinnen 
und -beamte, nackte Lebensangst und 
posttraumatische Belastungen als 
Langzeitfolge, Molotowcocktails und 
Steine gegen Menschen (in Uniform), 
dutzende brennende Autos, der Angriff 

Fortsetzung auf Seite 34

von 150 Vermummten auf ein Polizei-
revier, militärisch organisierte Straßen-
sperren, demolierte Geschäfte … – mit 
Demonstration hatten diese schweren 
Straftaten anlässlich der Proteste zur 
EZB-Einweihung in Frankfurt nichts 
zu tun.

Gab es eine klare Verurteilung die-
ser brutalen Gewalttaten durch die 
Vertreter aller im hessischen Landtag 
und Bundestag vertretenen Parteien? 
Ja, aber. Denn namhafte Vertreter der 
LINKEN konnten sich zunächst nicht 
dazu aufraffen und suchten krampf-
haft sogar nach Rechtfertigungen. Im 
wahrsten Sinne des Wortes ein weiterer 
Schlag ins Gesicht unserer verletzten 
Kolleginnen und Kollegen. Besonders 
beschämend, das Auftreten des mit 
Steuergeldern gut bezahlten Landtags-
vizepräsidenten von den hessischen 
LINKEN. Erst drei Tage später und 
nach einem öffentlichen Proteststurm 
konnte DIE LINKE sich aufraffen, die 
Gewalt zu verurteilen. Die Bundesvor-
sitzende Kipping fand das Polizeiaufge-
bot „erschreckend“ – eine Verhöhnung 
unseres langjährigen GdP-Ziels „Keine 
Gewalt gegen Polizisten“. Es gibt keine 
zu rechtfertigende „gute Gewalt“, we-
der von links noch von rechts.

Wenn es um mögliche Gefahr für sie 
selbst geht, sehen das manche Linke 
aber wohl so. Bundestagsvizepräsiden-
tin Pau hatte wenige Tage zuvor noch 
mehr Polizeischutz für Politiker und sich 
selbst gefordert.

Ich bin jetzt fast 40 Jahre in der GdP. 
Bei unserem Bundeskongress vor eini-
gen Monaten musste ich miterleben, 
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TITEL

„Wir haben keine verlässliche Da-
tenbasis, um den Gesundheitszustand 
der Polizeibeschäftigten realistisch ab-
zubilden. Das gilt vor allem für den 
Bereich psychischer Störungen oder 
Erkrankungen. Eine Risswunde am 
Finger nach einer Widerstandshand-
lung hinterlässt nur eine Narbe, was 
ist jedoch mit den täglich auf unsere 
Kolleginnen und Kollegen wirkenden 
Eindrücke und Erlebnisse?“, betont der 
für Arbeitsschutz im Geschäftsführen-

Arbeitsschutz

Psychischen Belastungen auf der Spur

Folgen zunehmender psychischer Belastungen können nach Einschätzung 
der Gewerkschaft der Polizei (GdP) der Arbeitsfähigkeit der Polizei mas-
siv zusetzen. Sehr schnell sollten die zahlreichen Facetten von auf die 
Psyche der Polizeibeamtinnen und -beamten wirkenden Einflüsse ermit-
telt und darauf abgestimmte Maßnahmen eingeleitet werden, lautet die 
eindringliche Forderung von rund 100 Gewerkschaftern, Personalräten, 
Fachkräften für Arbeitssicherheit und Betriebsärzten nach einem zweitä-
gigen GdP-Arbeitsschutzsymposium Ende März in Potsdam. Fakt ist: Es 
besteht Handlungsbedarf!

den GdP-Bundesvorstand zuständige 
stellvertretende Bundesvorsitzende 
Dietmar Schilff. Es reiche bei weitem 
nicht aus, nur nach draußen auf den 
Streifenalltag, den Fußballeinsatz oder 
die Mordermittlung zu schauen. Auch 
das, was hinter den Kulissen, in den 
Wachen und Büros die Arbeit ausma-
che wie Inhalte, Organisation, Umge-
bung, sowie soziale Beziehungen, Füh-
rung oder neue Arbeitsformen seien für 
eine ganzheitliche Bewertung poten-

zieller Gesundheitsgefahren von en-
ormer Bedeutung, sagt der GdP-Vize: 
„Wir dürfen die Gefahr, im und am 
Beruf psychisch zu erkranken, nicht 
auf die leichte Schulter nehmen. Die 
Polizei hinkt bei der Prävention der 
freien Wirtschaft deutlich hinterher.“ 
Mit großer Freude sehe er, so Schilff 
weiter, dass Schwerbehindertenver-
treter am Symposium teilnehmen. Die 
GdP wolle ganz klar „einbeziehen statt 

ausgrenzen“, was auch künftig eine 
enge Zusammenarbeit bedeute.

Nach intensiven Beratungen 
in mehreren Arbeitskreisen 
sprachen sich die Teilneh-

merinnen und Teilnehmer des mittler-
weile 5. GdP-Arbeitsschutzsymposiums 
für ein funktionales Präventionsinstru-
mentarium gegen psychische Erkran-
kungen, eine umfassende geschlech-
terspezifische Betrachtung der Bela-
stungen des Polizeidienstes sowie ein 

Großes Interesse am Arbeitsschutz auf dem 5. GdP-Fachsymposium Ende März in Potsdam.                                Foto:: GdP/Hagen Immel

Von Michael Zielasko
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strategisches Gesundheitsmanagement 
für die Polizei aus. Zudem solle der po-
lizeimedizinische Dienst personell wie 
strukturell gestärkt werden.

Unter die Lupe nehmen

„Als Arbeitnehmervertreter befinden 
wir uns auf dem absolut richtigen Weg, 
wenn wir vermeintlich neue Krank-
heiten rund um die Psyche genauer be-
trachten und unter die Lupe nehmen“, 
sagt GdP-Bundesvorsitzender Oliver 
Malchow zu Veranstaltungsbeginn. 
Nicht den geringsten Zweifel lässt er 
daran, dass dieses aus Sicht der GdP 
enorm wichtige Thema weiterhin weit 
oben auf der Agenda stehen wird. „Wir 
sind sehr an der seelischen Gesundheit 
unserer Kolleginnen und Kollegen in-
teressiert“, bekräftigt Malchow. Dieses 
Symposium sei alles andere als eine 
Schauveranstaltung. Er verweist auf 
die vor rund zwei Jahren stark beach-
tete GdP-Arbeitsschutzveranstaltung 
zum Thema „Burn-out“ und sagt: „Wir 
setzen uns auf allen Ebenen dafür ein, 
psychische Belastungen und Erkran-
kungen in der Polizei ernst zu nehmen 
und strategisch anzugehen.“

Voranschreitender Wandel

Welchen Beitrag könne die Gefähr-
dungsbeurteilung psychischer Belas-
tungen zu „gesunder Arbeit“ leisten, 
fragt Isabel Rothe, Präsidentin der 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA), in die Runde 
und erläutert zunächst die seit Jahren 
stetige Zunahme von Erwerbsminde-
rungsrenten auf Grund psychischer 
Erkrankungen. Diese seien auch vor 
dem Hintergrund veränderter Arbeits-
bedingungen zu interpretieren. 

Anforderungen hätten sich verändert, 
„die moderne Arbeit hat an Vielfalt, 
Komplexität und Dynamik gewonnen“. 
Und: mehr geistige und interaktive Tä-
tigkeiten, neue Informations- und Kom-
munikationstechnologien sowie mehr 
Eigenverantwortung und Komplexität 
müssten bewältigt werden. Rothe: „All 
dies birgt Chancen, aber eben auch 
Risiken für die Gesundheit der Beschäf-
tigten.“ Der Handlungsbedarf sei hoch, 
die psychischen Belastungen müssten 
in einem zeitgemäßen Arbeitsschutz 
besser berücksichtigt werden, plädiert 
sie. Zumindest aber ist ihr zufolge der 
Diskurs in der Politik angekommen, es 
ist dort sogar gerade hohe Aufmerk-
samkeit für dieses Thema festzustellen. 
Das lasse hoffen.

Psychischer Tribut

Wie gehen nun betroffene Betriebe 
oder Behörden mit diesen neuen He-
rausforderungen des Alltags um? Die 
Frage ist, was wollen Sie? Klar, sie 
wollen die Arbeitsfähigkeit psychisch 
beeinträchtigter Beschäftigter wieder-
herstellen. Sie wollen die individuellen 
Ressourcen ihrer Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter stärken und Bewältigungs-
strategien verbessern. Sie wollen die 
Arbeit menschengerechter gestalten 
und von der Arbeit ausgehende Ge-
sundheitsrisiken mindern. Am ehesten 
gelänge dies aber, so die Psychologin, 
vor Ort. Dort, im Betrieb oder in der 
Behörde, lasse sich die potenzielle wie 
individuelle Gefährdung der Seele be-
urteilen, nicht außerhalb und nicht nur 
nach vorgefertigtem Schema.

Wo aber müssen psychische 
Belastungen gesucht wer-
den? Rothe zählt eine 

Handvoll wichtiger Punkte auf – die 
Arbeitsintensität, die soziale Unter-
stützung am Arbeitsplatz, die Dauer, 
Lage und Verteilung der Arbeitszeit 
sowie der Handlungsspielraum bei der 
Arbeit. Natürlich sei eine Arbeit ohne 
psychische Belastung genauso wenig 
denkbar wie eine Arbeit ohne jede 
körperliche Belastung, schränkt sie ein, 
doch könne eine Tätigkeit unter hohem 
Zeit- und Leistungsdruck oder bei un-
günstig gestalteten Schichtwechseln 
eben einen so oder gearteten psychi-
schen Tribut fordern. 

Ständige Unterbrechungen und 
der Ausfall von Pausen

Die BAuA-Präsidentin überrascht die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer mit 
einer für das Arbeitsschutzsymposium 
angefertigten Sonderauswertung. Wel-
che Spezifikationen des Polizeidienstes 
werden von den Beschäftigten – im Ver-
gleich zu anderen Berufsgruppen – als 
psychische Anforderungen womöglich 
Belastungen empfunden? Charakteri-
siert werde der Dienstalltag durch das 
Mehrschichtdienstsystem, den Ausfall 
von Pausen, die häufige Wochenend-
arbeit, den weit verbreiteten Bereit-
schaftsdienst und die überwiegend 
durch Freizeit ausgeglichenen Über-
stunden. Stärker gefordert als andere 
Beschäftigte sähen sich Polizistinnen 
und Polizisten durch die gleichzeitige 
Betreuung verschiedener Aufgaben, 
häufigere Störungen, der Konfrontation 
mit neuen Aufgaben sowie durch emo-
tional belastende Situationen, weniger 
jedoch durch starken Termin- und Lei-
stungsdruck, sehr schnelles Arbeiten 
oder vorgegeben Stückzahlen. Sie wür-
den zwar durch Kolleginnen und Kol-
legen stark unterstützt, hätten aber im 
Vergleich weniger das Gefühl, dass ihre 
Tätigkeit wichtig sei. Auch könnten 
sie ihre Arbeit weniger selbst planen 
oder einteilen. Zudem verfügten sie 

Arbeitsschutz

Isabel Rothe ist Präsidentin der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin: 
„Es gibt nicht die eine Standardlösung.“ 	                          Foto: GdP/Hagen Immel 
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häufiger über „nicht alle notwendigen 
Informationen“ und fühlten sich öfter 
„nicht rechtzeitig informiert“.

„Es gibt nicht die eine             
Standardlösung“

Da setzt laut Rothe beispielsweise 
eine Gefährdungsbeurteilung an – bei 
Arbeitsinhalten, der Arbeitsorganisa-
tion, sozialen Beziehungen und der 
Arbeitsumgebung. Mit diesen Ergeb-

nissen im Gepäck ließen sich Maßnah-
men entwickeln, die erstens zeitnah 
umgesetzt wie auf ihre Wirksamkeit 
kontrolliert werden müssten. „Das ist 
genauso anspruchsvoll wie die Analyse 
und muss genauso sorgfältig geplant 
und vorbereitet werden“ erläutert die 
Diplom-Psychologin und empfieh-
lt nicht zu viele Handlungsfelder auf 
einmal zu bearbeiten sowie die betrof-
fenen Beschäftigten und Führungskräf-
te frühzeitig einzubinden.

Rothe weiß zudem zu berichten, dass 
es „nicht die eine Standardlösung zur 
Umsetzung der Gefährdungsbeurtei-
lung psychischer Belastung gibt“. Üb-
rigens ein Ergebnis eines dreijährigen 
BAuA-Forschungsprojekts. Sinnvoller-
weise sollten der Expertin zufolge spe-
zifische Gegebenheiten, Erfahrungen 
und Kompetenzen im Betrieb Beach-
tung erfahren, was dann beispielswei-
se über schriftliche Mitarbeiterbefra-
gungen, Arbeitsplatzbeobachtungen 
beziehungsweise Beobachtungsin-
terviews vor Ort oder in moderierten 
Analyseworkshops mit den betroffenen 
Beschäftigten und Führungskräften 
zweckmäßig geleistet werden könne, 
bilanziert sie und stellt abschließend 
fest, dass nur 23 Prozent der Betriebe 
Maßnahmen aus der Gefährdungsbe-
urteilung überhaupt umsetzen wür-
den. Da scheint Luft nach oben. Daher 
sollten, so ihre Empfehlung, Betrieb-
sparteien die „Gefährdungsbeurtei-

lung Psyche“ schrittweise angehen und 
Schwerpunkte setzen. Das Ziel müsse 
lauten, konkrete Maßnahmen umzuset-
zen und zu verstetigen.

Allein der Wille …

All dies findet die Unterstützung von 
Polizeihauptkommissar Uwe Ramisch. 
Der Thüringer Kollege ist Polizeiein-
satztrainer und fungiert als Fachkraft 
für Arbeitssicherheit. Erlebte Praxis 
hat ihn ernüchtert. Öfter mangele es 
an entsprechender Kooperation der 
Führung, sagt er DEUTSCHE POLIZEI. 
„Da gibt es manchmal Diskussionen 
ohne Ende, wenn berechtigt angeführte 
Mängel einfach nicht beseitigt werden. 
Schließlich haben Arbeitssicherheits-
kräfte eine Beratungspflicht gegen-
über Vorgesetzten.“ Der Wille, eine 
Beratung auch anzunehmen, sei jedoch 
schwach ausgeprägt. Außerdem bringe 
einen das Unterstellungsverhältnis ja 
schon prinzipiell in die Bredouille. Im 
Übrigen seien viel zu wenige Planstel-
len für Arbeitsschützer hinterlegt. Da 
müsse man schon einen langen Atem 
haben.

Eben wie ein Profifußballer 

Auch Frank Fubel, seit 30 Jahren 
Polizist in vielen Verwendungen, ist 
Praktiker. Gegenüber DEUTSCHE PO-
LIZEI sagt er: „Bei der Polizei kommen 
neben den Belastungen, die sich aus 
den täglichen Arbeitsabläufen und der 
Situation am Arbeitsplatz ergeben, die 
zum Teil massiven psychischen Bela-
stungen aus der dienstlichen Aufga-
benerfüllung hinzu.“ 

Der zertifizierte Gesundheitsma-
nager, der zehn Jahre Stressbewälti-
gungstrainings für Polizisten in Nordr-
hein-Westfalen durchgeführt hat und 
jetzt im Bielefelder Polizeipräsidium 
seinen Dienst versieht, ergänzt: „Der 
Umgang mit der Bedrohung der Ge-
sundheit, des eigenen Lebens und der 
Kontakt mit Tod, Verletzungen und 
Gewalt stellt für jeden Polizisten und 
jede Polizistin eine Belastung dar, auch 
wenn viele von uns gute und geeignete 
Wege gefunden haben, damit umzu-
gehen.“ 

Allerdings stehe auch fest, dass die 
Qualität und Menge dieser Belastungen 
die Bewältigungsmöglichkeiten des 
Individuums irgendwann überstiegen 
und die psychische Gesundheit lei-
de, „auch wenn viele Polizisten und 

Arbeitsschutz

Fotos (2): GdP/Hagen Immel

Im Geschäftsführenden GdP-Bundesvorstand 
für Arbeitsschutz zuständig: der stellvertre-
tende Bundesvorsitzende Dietmar Schilff. 
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Polizistinnen sich für unverwundbar 
halten“. Vorbildlich sei da der Profifuß-
baller: Der würde sich doch – ganz Profi 
eben – nach einer im Spiel erlittenen 
Verletzung auswechseln und vom me-
dizinischen Team versorgen lassen. 
Und der Polizist? Sie oder er sollten 
sich Hilfe suchen, wenn sie oder er sich 
nach belastenden Erlebnissen im Dienst 
beansprucht fühlt. 

Ahnung und Idee von Belastung 
reichen nicht aus 

Fakt sei, nicht jede Unterbrechung 
und jede Überstunde stellten eine Ge-
fährdung für die psychische Gesundheit 
dar. Aber werde beispielsweise einem 
Kollegen eine Aufgabe übertragen, für 
die das Wissen und die Fertigkeiten 
noch nicht ausreichten, dann hänge es 

von der Persönlichkeit des Mitarbei-
ters und von dem Verhältnis zwischen 
Mitarbeiter und Vorgesetztem ab, „ob 
diese Aufgabe als Herausforderung 
und Entwicklungsmöglichkeit oder 
als Überforderung empfunden wird“. 
Natürlich hätten Vorgesetzte mit funk-
tionierender Beziehung zu ihren Mitar-
beitern häufig eine Ahnung oder Idee 
davon, was ihre Mitarbeiter belaste. 
Das reiche aber nicht aus. 

Erfahrungswerte fehlen 

Behördenleiter, die ja Arbeitgeber im 
Sinne des Arbeitsschutzgesetzes seien, 
müssten in Einvernehmen mit den an-
deren Betriebsparteien nunmehr eine 
Struktur schaffen und Ressourcen zur 
Verfügung stellen, um den kompletten 
Prozess einer Gefährdungsbeurteilung 
psychischer Belastungen durchzufüh-
ren. Darüber hinaus wollten die Auf-
sichtsbehörden erstmals seit diesem 
Jahr überprüfen, ob und in welcher 
Qualität die Arbeitgeber ihrer Pflicht 
nachgekommen seien. Mittlerweile, 
berichtet Fubel, seien effektive und 
gut handhabbare Verfahrensweisen 
entwickelt worden. Es fehlten jedoch 
noch Erfahrungswerte. 

Nicht vernachlässigt werden dürfe, 
trotz aller standardisierten Erhebungs-
verfahren, die Erfahrung der Beschäf-
tigten. „Mitarbeiter suchen Lösungen 
für ihre Probleme. So gefundene Maß-
nahmen werden im Anschluss mit einer 
höheren Wahrscheinlichkeit auch um-
gesetzt. Bei diesem Verfahren ist zudem 
die Erkenntnis gewährleistet, dass be-
stimmte, häufig genannte Themen ein 
Problem der Gesamtorganisation sind 
und nicht das einer einzelnen Einheit 
aufgrund ungünstiger Arbeitsgestal-
tung.“

Führung sendet Signale

„Warum überlässt die Polizei Dilet-
tanten die Deutungshoheit über ihre 
Einsätze?“. Diese knallige Frage stellte 
der Leiter der Polizeiinspektion Ander-
nach, Björn Neureuther. Schweigen im 
Plenum. Sekunden später, nach einem 
schweifenden Blick über die zunächst 
ratlosen Gesichter, gibt er die Antwort. 
Die Polizei sei nur unzureichend auf das 
vor allem internetbasierte Beobachten 
der Polizei beispielsweise durch Video-
Uploads auf Streaming-Plattformen wie 
YouTube vorbereitet. Schade, sagt der 
Rheinland-Pfälzer, der seit 1990 ver-

Arbeitsschutz

Prof. Dr. Andrea Fischbach, Fachbereichsleiterin an der Deutschen Hochschule der Polizei: 
„Zentral ist, die Arbeitskraft bis hin zum Ruhestand zu erhalten.“ 

Fotos (2): GdP/Hagen Immel
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schiedene polizeiliche Verwendungen 
durchlief, denn „die interne wie ex-
terne Öffentlichkeitsarbeit stellt selbst 
eine Form des Arbeitsschutzes dar“. 
Neureuter, der in der GdP im Fachaus-

schuss Schutzpoli-
zei auf Landes- und 
Bundesebene en-
gagiert ist, zielt auf 
Führung und Füh-
rungsmerkmale. 

N e b e n  d e m 
vertieften Detail-
wissen seiner Mit-
referenten setzt er 
stärker auf eine 
plastischere He-
rangehensweise. 
„Führungsverhal-
ten kann krank 
machen und es gibt 
Situationen, in de-
nen ein bestimmtes 
Führungsverhalten 
eine Signalwir-
kung innerhalb der 
Organisation ent-
faltet“, so wenn der 
Einsatz in die Kritik 
gerät und die Füh-
rung gefordert sei. 

Ei n  B e i -
spiel: Im 
H e r b s t 

2014 mussten Polizeibeamte in Rüs-
selsheim zwei Kampfhunde erschie-
ßen, nach dem diese nicht eingefangen 
werden konnten und zwei Passanten 

gebissen hatten. Die Tötung der Hunde 
war durch einen Zuschauer gefilmt 
und noch vor Ort in einem sozialen 
Netzwerk veröffentlicht worden. Ei-
ne Flut von Anzeigen, Mitteilungen 
und Dienstaufsichtsbeschwerden so-
wie Anrufe bei der Polizeidienststel-
le waren die Folge, so Neureuther. 
Versammlungsanmeldungen, Petiti-
onen und in sozialen Netzwerken eine 
kaum zu überschauende Anzahl von 
empörten, beleidigenden Hasstiraden 
überschwemmten die örtliche Polizei. 
Die wenigen sachlichen und um fach-
liche Betrachtung bemühten Beiträge 
wurden von polemischen Äußerungen 
niedergerungen. Neureuther: „Bevor 
die Situation hinreichend untersucht 
werden konnte, ist die Urteilsfindung 
in bestimmten Teilen der Bevölkerung 
und der Netz-Öffentlichkeit bereits 
abgeschlossen.“ Ein sogenannter Shit-
Storm beeinträchtige die gesamte Or-
ganisation, aber: Die Währung der Po-
lizei sei das Vertrauen. Sowohl das der 
Öffentlichkeit als auch das der eigenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
ihre vorgesetzten Stellen. Und in Kri-
sen bestehe die Gefahr, dass durch ein 
schlechtes Krisenmanagement dieses 
Vertrauen nachhaltig beschädigt wer-
de. „Die beste Krise ist natürlich die, 
die erst gar nicht entsteht. Allerdings 
stellt es ein unprofessionelles Handeln 

Arbeitsschutz

Engagierte Gruppenarbeit, hier unter der Leitung von Wilma Wäntig aus dem Vorstand der GdP-Bundesfrauengruppe.

PI-Leiter Björn Neureuther: Nicht Dilettanten die Deutungshoheit 
überlassen.                                       Fotos (2): GdP/Hagen Immel
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dar, in jeder Krise den Maßnahmenplan 
neu zu konzipieren.“ Unterm Strich 
seien Krisen auf Grundlage von Sze-
narien vorzubereiten, Handlungsstra-
tegien und Maßnahmen nach innen 
und außen zu beschreiben, Verantwort-
lichkeiten festzulegen „und dann kon-
sequent und schnell zu handeln“. Zu 
wenige Verantwortungsträger fragten 
sich, welche Wirkung Schweigen in der 
eigenen Organisation und auch in der 
Öffentlichkeit in einer solchen Situation 
bewirke. „Hier schließt sich dann der 
Kreis. Deutlicher kann das polizeiliche 
wie politische Spitzenmanagement den 
eigenen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern Unterstützung, Anerkennung 
und Wertschätzung kaum verweigern“, 
verdeutlicht der Inspektionsleiter.

Gefährliche Halbwahrheiten und 
totaler Blödsinn

„Das zentrale Thema ist ja, wie wir 
die Arbeitskraft bis zum Eintritt in den 
Ruhestand möglichst erhalten“, weiß 
Andrea Fischbach. Sie kennt die psy-
chischen Belastungen in der Polizei 
nur zu gut. Die Professorin für Sozial-, 
Arbeits- und Organisationspsycholo-
gie lehrt seit 2008 an der Deutschen 
Hochschule der Polizei (DHPol) in 
Münster-Hiltrup und konfrontiert das 
engagierte Plenum mit harten Fakten 
zur Lage der psychischen Belastungen 
in Deutschland und in der Polizei. Aber 
sie nennt auch „gefährliche Halbwahr-
heiten“ und brandmarkt die eine oder 
andere kursierende Meinung als „to-
talen Blödsinn“ wie: „Die Zahlen für 
psychische Erkrankungen sind viel 
zu hoch gegriffen. Es ist völlig unre-

Arbeitsschutz

Menschen einfacher weg. Es ist subjek-
tiv, was man als belastend empfindet. 
Manche Menschen fühlen sich viel zu 
schnell überfordert und diese Men-
schen werden dann psychisch krank.“

Hinter solchen Aussagen lie-
gen laut Prof. Fischbach drei 
zentrale Grundannahmen. 

Erstens: Die hohen Zahlen der Kran-
kenversicherungen und der Renten-
versicherung seien unrealistisch und 
viel zu hoch gegriffen. Zweitens: Psy-
chische Erkrankungen erschienen nicht 
wirklich schwerwiegend. Und drittens: 
Deren Ursachen lägen vor allem in 
der Person. Die Professorin: „Alle drei 
Grundannahmen sind falsch. Richtig 
ist: Psychische Erkrankungen sind häu-
fig, ihre Größenordnung wurde lange 
Zeit deutlich unterschätzt. Psychische 

alistisch, dass jeder Vierte psychisch 
krank sein soll.  Arbeitsunwillige Men-
schen täuschen ihren Ärzten psychische 
Symptome vor, um ‚Krankmachen‘ zu 
können und Ärzte nutzen psychische 
Diagnosen, um arbeitsunwillige Men-
schen ‚Krankschreiben‘ zu können.“ 
Oder: Psychische Erkrankungen seien 
„weiche“ Diagnosen, nicht lebensbe-
drohlich wie Krebs oder Herz-Kreislauf-
Erkrankungen. Normale Menschen 
mit alltäglichen Beschwerden würden 
heutzutage mit einer psychischen Dia-
gnose pathologisiert. Früher habe man 
genauso oder schlimmere Belastungen 
und Schicksalsschläge erlebt. „Da wur-
de nicht jeder gleich krank. Heute ha-
ben alle gleich Burn-out.“ und: „Es gibt 
Menschen, die sind eben sehr anfällig 
für psychische Erkrankungen. Was die-
se Menschen umhaut, stecken normale 

Foto: GdP/Hagen Immel
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• Burn-out Symptomatik
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• Traumatherapie
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internistischen Erkrankungen

Fachklinik für Psychosomatik, 
Onkologie und Innere Medizin 
Kassel - Bad Wilhelmshöhe. 
In Mitten Deutschlands am Fuße 
des größten Bergparks Europas mit 
Herkules und Schloss Wilhelmshöhe 
sowie in direkter Nachbarschaft zu 
einer der schönsten Thermen liegt 
die Habichtswald-Klinik.
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In ihrem Selbstverständnis als 
Klinik für Ganzheitsmedizin 
arbeitet die Habichtswald-Klinik 
auf der Ebene einer integrativen 
Betrachtung von Körper, Seele 
und Geist in einer Synthese aus 
Schulmedizin, Naturheilverfahren 
und komplementärer Therapien. Die 
Klinik hat einen Versorgungsvertrag 
nach §111 und ist nach § 30 GWO 
als beihilfefähig anerkannt. 

Bei den Gesetzlichen Krankenkas-
sen ist die Habichtswald-Klinik als 
Rehabilitationsklinik anerkannt, 
bei den privaten Krankenversich-
erungen als „Gemischte Einrichtung“ 
die auch Akutbehandlungen gemäß 
OPS 301 durchführt. Die Beihilfe-
stellen rechnen mit der Klinik den 
allgemeinen niedrigsten mit den 
Sozialversicherungsträgern verein-
barten pauschalen Pflegesatz ab.

Anzeige
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Erkrankungen sind schwerwiegend, 
sie sind individuell mit enormen Ein-
schränkungen verbunden und betrieb-
lich und volkswirtschaftlich die teu-
ersten Erkrankungen überhaupt. Und: 
psychische Erkrankungen folgen aus 
dem komplexen Zusammenwirken von 
personen- und umweltbezogenen Ri-
siko- und Einflussfaktoren, psychische 
Belastungen bei der Arbeit spielen da-
bei eine nachweisliche Rolle.“

Angststörungen an der Spitze

Psychische Erkrankungen seien 
durchaus weit verbreitet, sagt die DH-
Pol-Professorin. Jeder dritte bis vierte 
Erwachsene im Alter von 18 bis 79 

Jahren hat Studien zufolge eine psy-
chische Erkrankung. Frauen – mit der 
Ausnahme von Suchterkrankungen –, 
Jüngere und Menschen mit geringerem 
sozialem Status sind dabei häufiger von 
einer psychischen Erkrankung betrof-
fen als Männer, Ältere und Menschen 
mit mittlerem oder höherem sozialem 
Status. Die häufigsten psychischen Er-
krankungen sind Angststörungen mit 
über 15 Prozent, unipolare Depressi-
onen, die sich anfühlen wie ein Sturz in 
ein schwarzes Loch, mit fast 8 Prozent 
und Störungen durch Alkohol- oder 
Medikamentenkonsum mit rund 6 Pro-
zent.

Immens hohe Krankheitslast

Seelische Störungen schränkten die 
Betroffenen stark ein. Dreimal häufiger 
als Gesunde könnten sie wegen psy-
chischer Störungen und körperlicher 
Störungen beruflichen oder sozialen 
Kernaufgaben nicht nachgehen. Die so-
genannte Krankheitslast für psychische 
Erkrankungen werde über einen welt-
weit anerkannten Indikator der World 
Health Organization (WHO) bestimmt. 
Der DALY erfasse die „disability ad-
justed life years lost“ als Summe der 
durch vorzeitigen Tod verlorenen Le-
bensjahre und mit Behinderungen und 
Einschränkungen gelebten Lebens-
jahre. Die Krankheitslast für psychische 
Erkrankungen sei immens, betont die 
Expertin. Das gelte besonders für De-

pressionen, die in Deutschland zu den 
zehn bedeutendsten DALY-Ursachen 
zählen. Psychische und Verhaltens-
störungen hätten hier mit 11,4 Prozent 
den viertstärksten Anteil an der gesam-
ten Krankheitslast in Deutschland. Nur 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen mit etwa 
20 Prozent, bösartige Neubildungen 
mit rund 18 und muskuloskelettale Er-
krankungen mit fast 16 Prozent lägen 
noch davor. Dass gleichermaßen die 
Kosten für Betriebe, Behörden und das 
Gesundheitswesen explodieren, sei 
zwangsläufige Folge.

Stress klarer Risikofaktor

Wenn jemand sich häufig gestresst 
fühle, und damit nicht nur bei der Mit-
tagspause oder auf Partys kokettiere, 
sondern am eigenen Leib entspre-
chende Signale und Störungen kon-
kret vernehme, führt Fischbach das 
eindeutig auf das Arbeitsumfeld und 
dessen Bedingungen zurück. „Stress ist 
ein klarer Risikofaktor“, bekräftigt die 
Psychologin. „Extreme, quasi trauma-
tische Belastungssituationen, die viele 
Polizistinnen und Polizisten ja kennen, 
sind ein Erkrankungsrisiko für womög-
lich folgende posttraumatische Bela-
stungsstörungen. Summieren sich dazu 
sogenannte Stressoren beispielsweise 
Zeitdruck, soziale Konflikte am Arbeits-
platz, Arbeitsdichte, Rollenkonflikte 
und arbeitsorganisatorische Probleme 
steigt das Risiko für Irritation, Burn-out 
und depressive Symptome.”

Verlässliche Daten fehlen

Die Polizei müsse dringend auf die 
aktuellen Erkenntnisse über psychische 
Erkrankungen in Deutschland reagie-
ren, fordert die Wissenschaftlerin und 
spielt auch auf die intern lange unter-
schätze Größenordnung und die hohen 
betrieblichen Kosten an. „Neben den 
individuellen Beeinträchtigungen, für 
die die Polizei angemessene Lösungen 
finden muss, sind die gesamtpolizei-
lichen direkten und indirekten Folge-
kosten bei Erkrankungen im Verlauf 
der Berufsbiographie und besonders 
die damit verbundenen Risiken für die 
Leistungsfähigkeit bei der Erfüllung 
der polizeilichen Aufgaben massiv. Ge-
rade in der aktuellen demografischen 
Personalstruktur und den damit ver-
bundenen Herausforderungen, die sich 
bis 2020 durch altersbedingte Perso-
nalabgänge ergeben werden, ist der 

Anzeige

Strukturen und Ressourcen im ärztlichen Polizeidienst stärken, will der Leitende Medizinal-
direktor im Bereich Arbeitsschutz der bayerischen Polizei, Dr. Christian Kühl (l.).
						                 Foto: GdP/Hagen Immel
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Art.-Nr. UA1234237B-Größe (beige)
Farben: olivgrün, schwarz, beige
Material: 100% Baumwolle
Größen: S - 3XL
Kurzärmeliges Funktionshirt mit Heat-
Gear® Technologie, besonders geeignet
für den Einsatz bei warmen Wetter.LOOSE

LOOSE
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BESTELLuNG Auch FüR PRIVATPERSONENDer neue COP®-Katalog -
jetzt anfordern!

NEU Ab einem Bruttowarenwert von 39,01 EUR versenden
wir in Deutschland und Österreich versandkostenfrei.

€49,90
Aktionspreis!

statt 69,99*

3 Halbschuh
MAGNUM® "MPT"
Art.-Nr: 87800745-Größe
Farbe: schwarz
Größen: EU 39 - 48 (US 7 - 15)
keine halben EU-Größen
Gewicht 1 Schuh in Gr. 43: 335 g
Obermaterial: atmungsaktives
Nylon mit Einlagen aus Leder.

Größe US

Größe EU

7

39

7,5

40

8

41

9

42

10

43

11

44

12

45

13

46

14

47

15

48

Abriebfestigkeit: Kategorie 3
Schnittfestigkeit: Kategorie 5
Weiterreißfestigkeit: Kategorie 4
Durchstichfestigkeit: Kategorie 33 5 4 3

1 Handschuh
COP® SGX2 TS
Art.-Nr: 320SGX2TS-Größe
Farbe: schwarz; Größen: XS - 3XL
Material: 50% Synthetikleder,
50% Kunstfaser. Mit Schnittschutzfutter aus
ARMOR-TEX®. Handinnenseite aus weichem,
wildlederartigem Clarino®-Synthetikleder.

€ 19,90
Aktionspreis**

statt 29,99*

4 Einsatzstiefel Original
S.W.A.T.® 1300 Chase
Art.-Nr. 811300-Größe EU
Farbe: schwarz
Größen: EU 36 - 48
(Mens US 4,5 - 14)
Obermaterial: Leder/ 1200 Denier
Nylon Kombination,
Gewicht (in Gr. EU 43): 600g / Stück

5 Under Armour®
Sporttasche Contain Duffle
Art.-Nr. UA1248868S
Größe: 29 x 57 x 28 cm (H x B x T)
Volumen: 45 Liter
Material: 100% Polyester
Farbe: schwarz mit grauen Schriftzug
Große Tasche, die wie ein Rucksack
getragen werden kann.

6 Under Armour® VX2-M
Akten-/Laptoptasche
Art.-Nr. UA1248870S
Größe: 28 x 41 x 10 cm; Volumen: 13 l
Material: 100 % Polyester. Farbe: schwar-
zes Außenmaterial, oranges Innenfutter.
Notebooktasche mit Verschlussklappe
an der Vorderseite. Wasserabweisende
Storm®-Imprägnierung des Außen-
materials.

€89,90
Aktionspreis**

statt 119,99*

€59,90
Aktionspreis**

statt 79,99*

€59,90
Aktionspreis**

statt 79,99*

7 Under Armour®
Light Weight Full-Zip
Kapuzenjacke
Allseasongear®
Art.-Nr. UA1255058S-Größe
Material: 100 % Polyester
Farbe: schwarz; Größe: S - 2XL
ultraleichte, winddichte
Kapuzenjacke.

€49,90
Aktionspreis**

statt 69,99*

Größe US

Größe EU

5

37

6

38

7

39

7,5

40

8

41

9

42

10

43

11

44

11,5

45

12

46

13

47

14

48

4,5

36

Touchscreen-Funktion in
der Spitze des Daumens
und Zeigefinger.

€39,90
Aktionspreis**

statt 59,99***
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Arbeitsschutz

Erhalt, das Wiedererlangen und die 
Sicherstellung von Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit des Personals die 
entscheidende personalwirtschaft-
liche Aufgabe der kommenden Jah-
re.“ Doch es fehle an verlässlichen 
Daten, so schränkt die DHPol-Fach-
bereichsleiterin ein.

Antistigma-Programme

Die Polizei wisse momentan nicht, 
wie es um ihren Gesundheitszustand 

bestellt sei. Bedarfsorientierte Maß-
nahmen könne die Organisation daher 
nicht effektiv ableiten. Die bisherigen 
Maßnahmen im Arbeitsschutz und 
Gesundheitsmanagement gehörten 
auf den Prüfstand, künftige Maß-
nahmen müssten wissenschaftlichen 
Standards entsprechen. „Forschung, 
Prävention, Gestaltung, aber auch 
Antistigma-Programme können hel-
fen, dem Thema psychische Erkran-
kung den Stellenwert in der Polizei zu 
geben, den es in jedem Betrieb haben 
sollte. Psychische Erkrankungen sind 
genauso normal wie körperliche Er-
krankungen.“

Arbeitskreise geben               
Empfehlungen

Wirken sich psychische Belas-
tungen auf Frauen anders aus als auf 
Männer. Damit beschäftigte sich ei-

ner der vier Arbeitskreise unter Lei-
tung der Mitglieder des GdP-Bun-
desfrauenvorstandes Christiane Kern 
und Wilma Wäntig. Ein alltägliches 
Beispiel lasse zumindest auf diese 
Annahme schließen: „Sonja, allein-
erziehende Mutter einer dreijährigen 
Tochter, und ihr Kollege Walter, 42 
Jahre, verheiratet, Vater von zwei 
Kindern, verrichten gemeinsam ih-
ren Wach- und Streifendienst. Kurz 
vor Schichtende erreicht sie über die 
Einsatzzentrale noch ein dringender 
Einsatz. Sonja gerät unter Druck. Ihre 

Tochter müsste aus der Kita abge-
holt werden. Während der Einsatz-
fahrt organisiert sie hektisch einen 
‚Abholservice‘ für die Kleine und ist 
dann beim Eintreffen am Tatort völlig 
gestresst. Kollege Walter empfindet 
die kurzfristige Einsatzübernahme 
als nicht belastend. Die Frage der 
Kinderbetreuung stellt sich für ihn 
nicht.“ Die Gewerkschafterinnen 
zeigten sich davon überzeugt, dass 
durch eine „geschlechtssensible He-
rangehensweise bei der Gefährdungs-
beurteilung die Qualität des Arbeits-
schutzes bei der Polizei für Frauen und 
Männer wesentlich verbessert“ wer-
den könnte. Forschungsergebnisse 
vergangener Jahre hätten gezeigt, 
dass Frauen und Männer in Bezug 
auf ihre Gesundheit bei der Arbeit 
unterschiedlich betroffen seien; unter 
Umständen auch dann, wenn sie glei-
che Tätigkeiten ausübten, wie dies 
im Wach- und Streifendienst bei den 

Lothar Hölzgen, stellvertretender Landesvorsitzender der GdP Hessen, moderierte einen 
Arbeitskreis. 					         Foto: GdP/Hagen Immel
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Polizeidienststellen oder im Kriminal-
dienst der Fall sei. So unterschiedlich 
die Arbeitswelten seien, sagte die Baye-
rin Kern, so unterschiedlich seien auch 
die typisch männlichen und weiblichen 
Lebenswelten. „Während beispielswei-
se für einen Großteil unserer Kollegen 
immer noch der Beruf im Vordergrund 
steht, ist der Alltag vieler Kolleginnen 
neben dem Beruf nach wie vor geprägt 
von der Versorgung anderer, seien es 
Kinder, Ehemänner oder pflegebedürf-
tige Eltern.“ 

Auch Diskriminierung sei ein 
Stressfaktor, mahnten Wän-
tig und Kern. Sie plädierten 

für eine Gefährdungsbeurteilung, die 
sich mit Geschlechterrollen auseinan-
dersetzt und die die Basis für die Ent-
wicklung von geschlechtergerechten 
Maßnahmen biete. 

„Gesundes Führen“ abprüfen

In einem weiteren Arbeitskreis ging 
es vordringlich um Lösungsansätze zum 
Abbau psychischer Belastungen im Po-
lizeidienst. Unter der Gesprächsfüh-
rung von Lothar Hölzgen, stellvertre-
tender GdP-Landesvorsitzender in Hes-
sen, lautete die Devise, Erfahrungen 
kompetenter Kolleginnen und Kollegen 
aus allen Bundesländern zusammen-
zutragen, Schutzziele zu formulieren 
und Maßnahmen zur Reduzierung oder 
sogar dem Abbau von Fehlbelastungen 
abzuleiten. Letztlich empfohlen wur-
de vor allem „Gesundes Führen“ als 
Prüfungsfach in die Ausbildung des 
gehobenen und höheren Dienstes und 

in Führungskräftetrainings aufzuneh-
men. Und: Personalräte wie auch Ge-
werkschaftsfunktionäre sollen in der 
Bedeutung und den Grundprinzipien 
von Gefährdungsbeurteilungen sowie 
im behördlichen Gesundheitsmanage-
ment geschult werden.

Gesundheit braucht ein Budget

Ob ein Gesundheitsmanagement 
(BGM) oder die Gesundheitsförderung 
(BGF) die bessere Alternative für die 
Beschäftigten in der Polizei sei, darü-
ber setzte sich der dritte Arbeitskreis 
intensiv auseinander. Bernd Becker, 
stellvertretender GdP-Landesbezirks-
vorsitzender in Rheinland-Pfalz, warf 
die Frage auf, wie umfangreich ein 
Präventionssystem sein dürfe oder 
müsse, um die erwünschte Wirkung 
zu erzielen. 

Eine Antwort drängt, denn et-
wa 40 Prozent der Polizistin-
nen und Polizisten werden 

Becker zufolge in den nächsten 10 
bis 14 Jahren die Lebensarbeitszeit-
grenze erreichen. Viele hätten die von 
Arbeitsmedizinern als kritisch ange-
sehene Marke von 50 Lebensjahren 
bereits überschritten, anderen stehe der 
Beginn des fünften Lebensjahrzehnts 
kurz bevor. Becker: „Ein großer Anteil 
dieser Kolleginnen und Kollegen lei-
stet im dritten oder vierten Jahrzehnt 
Wechselschichtdienst. Weitere haben 
vergleichbare Verwendungszeiten im 
Wechselschichtdienst hinter sich oder 
arbeiten in anderen belastenden Be-
reichen wie Einsatz oder Ermittlungen. 

Fakt ist: Die Leistungsfähigkeit der Po-
lizei ist in den vor uns liegenden Jahren 
in signifikantem Maße davon abhängig, 
wie viele Kolleginnen und Kollegen der 
starken Alterskohorten zwischen 48 
und 60/62/64 Jahren im Dienst und da-
bei gesund bleiben.“ Was also muss ge-
tan werden, fragt der Gewerkschafter. 
Es gehe darum, die Arbeitsverhältnisse 
nachhaltig zu verbessern. Daher solle 
ein betriebliches Gesundheitsmanage-
ment angestrebt werden. Weiterhin 
werde eine ganzheitliche Gefährdungs-
analyse eingefordert. Der Dienstherr 
müsse als „Sozialpartner“ in die Pflicht 
genommen werden, Gesundheit benö-
tige Budget und Arbeitszeit.

Dienstunfähigkeit gezielt           
entgegenwirken

Im Arbeitskreis  „Ärzte in der Polizei“ 
stand vor dem Hintergrund eines zu-
nehmenden Mangels an Polizeiärzten 
in Deutschland die Frage im Vorder-
grund, welche Dienstleistungen die Po-
lizei in der Zukunft von den Medizinern 
abverlangt werden könne beziehungs-
weise solle. Sei es erforderlich, eigene 
angestellte oder verbeamtete Ärzte in 
der Polizei vorzuhalten, oder solle sich 
der Staat niedergelassener Ärzte bedie-
nen. Und ganz wichtig: Welche Rolle 
spielten in diesem Kontext die gesetz-
lichen und privaten Krankenversicherer 
sowie die Heilfürsorge – insbesonde-
re dann, wenn sie frei sei. Der Leiter 
des Arbeitskreises, Dr. Christian Kühl, 
selbst Facharzt für Allgemeinmedizin, 
brach eine Lanze für den Polizeiarzt. 
Polizeibeamtinnen  und -beamte hätten 

Arbeitsschutz

Bernd Becker, stellvertretender Landesvor-
sitzender der GdP Rheinland-Pfalz, ist Fach-
mann in Sachen Gesundheitsförderung. Die Chancen stehen offenbar so schlecht nicht …                  Fotos (2): GdP/ Hagen Immel
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An der Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin ist folgende Stelle
für eine/einen

Professorin/Professor 
(Bes. Gr. W2) 

zu besetzen:
am Fachbereich 5 „Polizei und Sicherheitsmanagement“
Nachausschreibung
zum nächstmöglichen Zeitpunkt
Personalmanagement/Arbeits- und Organisationspsychologie
Kennziffer: 50/2014
Bewerbungen auf die Professur sind bis zum 15. Mai 2015 mit aussage-
kräftigen Nachweisen - soweit vorhanden auch Ergebnissen von Lehreva-
luationen - und Zeugnissen zur Erfüllung der Einstellungsvoraussetzungen 
und unter Angabe der Kennziffer an die Hochschule für Wirtschaft und 
Recht Berlin, Ref HL 1, Christine Bartel-Bevier, Badensche Str. 52, 
10825 Berlin, zu richten. Wir bitten, Bewerbungsunterlagen nur in Kopien 
und nicht in Mappen vorzulegen, da die Unterlagen nicht zurückgesandt 
werden; sie werden nach Abschluss des Auswahlverfahrens vernichtet. 
Das detaillierte Stellenprofil, die Anforderungen für die Berufung zur Professorin/
zum Professor sowie weitere Informationen finden Sie unter: 
http://www.hwr-berlin.de/nc/aktuelles/stellenmarkt-stipendien-
wettbewerbe/stellenausschreibungen/ 
sowie unter:
http://www.uas7.de/Qualitaetsstandards.54.0.html#

Anzeige

einen sehr heterogenen Arbeitsplatz 
mit einer Vielzahl an Einsatzlagen und 
Gefährdungen. 

Bei der betriebsärztlichen Be-
treuung der Polizei seien da-
her genaue Kenntnisse poli-

zeilicher Aufgaben und Abläufe und 
der Führungs- und Einsatzmittel erfor-
derlich. Gleiches gelte für die Prüfung 
und Bewertung des Gesundheitszu-
stands von Bewerbern. Verändere sich 
der Gesundheitszustand des Beamten 
während der Dienstzeit, was häufig vor-
komme, ergäben sich daraus Folgen für 
die Verwendbarkeit beziehungsweise 
die Aufgabe, gegebenenfalls einge-
schränkt dienstfähige Polizisten wieder 
in den Dienstbetrieb zu integrieren. 
Weitere Bereiche seien beispielsweise 
medizinische Beweismittelsicherungen, 
die Prüfung der Haftfähigkeit, die ärzt-
liche Leichenschau, und die Notfallver-
sorgung bei gefährlichen Großeinsät-
zen. Kühl, Leitender Medizinaldirektor 
von der Geschäftsstelle Arbeitsschutz 
der Bayerischen Polizei, bekräftigt: 
„Für diese Tätigkeitsfelder sind moti-
vierte Ärzte mit hoher fachlicher Qua-
lifikation erforderlich. Daneben sind für 
all diese Aufgabenstellungen genaue 
Kenntnisse polizeilicher Aufgaben und 
Abläufe, polizeispezifischer Fragestel-
lungen und einschlägiger Rechtsvor-
schriften erforderlich. 

Je besser insofern ärztliche Kom-
petenz in die Polizei integriert 
ist, umso größer ist der Nutzen 

für die Polizei.“ Dem folgte die Ar-
beitsgruppe weitgehend und forderte, 
dass Polizeiärzte als Vertrauensperson 
von Vollzugsbeamten dienen sollten. 
Interne Mediziner könnten der Dienst-
unfähigkeit gezielter entgegenwirken. 
Deren Stellenzahl sollte jedoch dem 
tatsächlichen Bedarf angepasst wer-
den und die Besoldung entsprechend 
attraktiv sein. Auch in der Personalent-
wicklung für eingeschränkt leistungs-
fähiges Personal könne mehr getan 
und die besonderen Erfordernisse von 
Schwerbehinderten und Gleichgestell-
ten stärker berücksichtigt werden.

Arbeitsplatz

Erstmals DGB „Index Gute 
Arbeit“ bei Polizei im Einsatz

Umfrage zur Mitarbeitergesundheit in Bremerhaven
Von Dr. Mary Lindner und Jörg Eilers

Fast jeder bei der Polizei kann aus dem Stand drei, vier Dinge aufzählen, 
die ihm/ihr an seiner/ihrer Arbeit gefallen. Vielleicht ist es die Aufgabe, die 
Spaß macht, das kollegiale Miteinander oder die Möglichkeit, sich selbst 
verwirklichen zu können. Jeder wird aber auch Anlass zu Kritik haben, wird 
Dinge aufzählen können, die unzufrieden machen und belasten. Aber wel-
che Faktoren sind es, die Lust und Frust am Arbeitsplatz verursachen? Was 
prägt die Zufriedenheit und Motivation am Arbeitsplatz? Wo liegen die Stär-
ken und Schwächen in polizeilichen Organisationen, die Belastungen aus-
lösen, unsere Kolleginnen und Kollegen in der Nacht vielleicht das ein um 
das andere Mal unruhig schlafen lassen? Um diese Fragen zu beantworten 
und ein zutreffendes und möglichst präzises Bild über die vorherrschenden 
Arbeitsbedingungen zu ermitteln, wurde in der Ortspolizeibehörde Bremer-
haven (OPB) eine direkte Mitarbeiterbefragung gestartet.

Arbeitsschutz

Weitere Impressionen 
der Veranstaltung
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Arbeitsplatz

Die OPB sichtete entspre-
chende Angebote und ent-
schied sich für den DGB 

„Index Gute Arbeit“, weil dieser ent-
scheidende Vorteile bietet. Der Index 
ist ein Instrument, das als erstes seiner 
Art von 2004 bis 2006 durch die Initia-
tive Neue Qualität der Arbeit (INQA) 
entwickelt wurde, auf dem Belastungs- 
und Beanspruchungsmodell basiert, 
das in der Arbeitswissenschaft maß-
gebend ist, und in vielen Unterneh-
men, Institutionen und Verwaltungen 
bereits angewandt wurde. Dieses 
Instrument kennen bereits mehr als 
110.000 Beschäftigte in Deutschland. 
Die Befragung ist wissenschaftlich 
valide und auf dem neusten Stand, 
da das Instrument 2012/2013 einer 
umfassenden Evaluierung unterzo-
gen wurde, welche auf den gutachter-
lichen Ergebnissen der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) beruht.

Zudem war es für die OPB wichtig, 
dass die Befragung in der Behörde 
kurz und knackig ist. Die Beantwor-
tung der Fragen dauerte im Schnitt 
nicht länger als zwölf Minuten. Die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
beantworteten diese über das Inter-
net mit persönlichen Codes, so dass 
die internen Datenschutzrichtlinien 
jederzeit eingehalten wurden. Die Da-
ten befanden sich anonymisiert und 
codiert auf dem externen Server des 
beauftragten Datenhosters und stan-
den der Dienststelle nicht zur eige-
nen Auswertung zur Verfügung. Die 
Auswertung wurde extern durch Dr. 
Mary Lindner vorgenommen, so dass 
die Objektivität nachvollziehbar ge-
währleistet war. Zudem wurden die 
komplexen Daten verständlich auf-
bereitet, damit die innerbetriebliche 
Arbeitsgruppe mit den Ergebnissen 
problemlos langfristig arbeiten be-
ziehungsweise Entscheidungen für 
gesundheitsfördernde Maßnahmen 
treffen kann.

Die Mitarbeiterbefragungen wurden 
durch eine von der Polizei in Bremer-
haven entwickelte PR-Kampagne be-
gleitet, die Vertrauen schaffen sollte. 
Schließlich waren die Beschäftigten 
aufgerufen, ihr freies Meinungsrecht 
in Anspruch zu nehmen und mit ihrer 
Einschätzung deutliche Arbeitsanwei-
sungen zu formulieren. Die Werbung 
für die Befragung sowie die internen 
Abstimmungen übernahm eine pa-
ritätisch und sozialpartnerschaftlich 
zusammengesetzte Arbeitsgruppe 
(Personalrat, Personalmanagement, 

Datenschutz, Arbeitsschutz und Ver-
treter und Vertreterinnen aus den 
Abteilungen mit und ohne Führungs-
verantwortung), denn Mitbestimmung 
kann nur gelingen, wenn alle Beschäf-
tigtengruppen an den Entscheidungen 
beteiligt sind. 

Sozialpartnerschaftliches         
Handeln für Gesundheits- und 

Arbeitsschutz!

Bei der OPB wurde auf Initiative 
der GdP-Kreisgruppe in Abstimmung 
mit dem dortigen Behördenleiter die 
erste Befragung zur Qualität der Ar-
beitsbedingungen 2012 umgesetzt. 
Zwei Jahre später entschieden sich 
Behördenleiter und Personalrat für 
eine Wiederholungsbefragung. 

Die primären Zielstellungen für die 
Mitarbeiterbefragung lauteten:

+ Messung der Beanspruchungen und 
Belastungen der Beschäftigten am 
Arbeitsplatz,

+ Schaffung und Prüfung der Qualität 
der Arbeitsbedingungen für die Be-
schäftigten, 

+ Bestimmung der Zufriedenheit mit 

den gegenwärtigen Arbeitsbedin-
gungen 

+ Bestimmung von nachhaltigen, ge-
sundheitsförderlichen Maßnahmen.

Die Motivation, diese Mitarbeiter-
befragung durchzuführen, ergab sich 
letztlich aus dem Notstand heraus, 
dass weder dem Behördenleiter, noch 
dem Personalrat oder dem Personal-
management konkrete Daten über 
die Belastungen der Polizisten und 
Polizistinnen vorlagen. Alle Entschei-
dungs- und Interessenvertreter agier-
ten auf der Basis eines subjektiven 
Gefühls über die Zufriedenheit und 
Belastungsgrade der Beamten und 
Beamtinnen. Es fehlten Antworten 
auf Fragen, die sich jeder in seinem 
Arbeitsalltag selbst ab und an stellt:

+ Wie steht es um die positive kolle-
giale Zusammenarbeit an meinem 
Arbeitsplatz?

+ Finde ich in meiner Behörde eine 
gute und unterstützende Betriebs-
kultur vor?

+ Ist ein Informationsfluss gegeben, 
der mich teilhaben lässt und mir 
Sicherheit bietet?

+ Wie steht es um die Arbeitsintensität 
bezüglich der Arbeitsorganisation/ 
-planung oder der Arbeitsanweisung 
durch meinen Vorgesetzten?

+ Fühle ich mich für meine Aufgaben 
gut qualifiziert?

+ Glaube ich daran, dass ich bei den 
derzeitigen Arbeitsplatzbedin-
gungen gesund bleiben werde oder 
habe ich Angst, den immer höheren 
Anforderungen nicht mehr gerecht 
werden zu können?

Wie die Beschäftigten die 
Fragen beantworten, ihre 
Qualität der Arbeitsbe-

dingungen einschätzen oder wo sie 
einen Verbesserungsbedarf sehen, 
dass kann letztlich nur eine Mitarbei-
terbefragung klären. Im Verlauf der 
Diskussion wurde deutlich, dass nur 
ein objektives, sachliches Bild erlangt 
werden kann, in dem objektive Daten 
generiert werden, die die Sicht der 
Beschäftigten enthalten. 

Auf konkrete Ergebnisse soll an die-
ser Stelle verzichtet werden. Wichtig 
ist unserer Meinung nach vielmehr, 
zu zeigen, dass die Daten nicht in ei-
ner Schublade verschwinden, sondern 
nachhaltige Veränderungen in den 
Arbeitsbedingungen bewirken. Fast 
drei Viertel der Beschäftigten nahmen 
beide Male die Chance wahr, ihre Ar-

Dr. Mary Lindner ist Gesundheits-
wissenschaftlerin und Betriebliche Orga-
nisationsberaterin. Sie führt seit vielen 
Jahren Belastungsanalysen in Unterneh-
men, Verwaltungen und Institutionen 
branchen- und deutschlandweit mit dem 
DGB „Index Gute Arbeit“ durch. Bei der 
Begleitung der Mitarbeiterbefragungen 
und der Beratung von Arbeitsgruppen 
bei der Polizei hat sie sich mit den Ab-
läufen und Besonderheiten des Berufs-
bildes der Polizisten und Polizistinnen 
ausführlich vertraut gemacht. 
Kontakt: 
E-Mail: Lindner.Mary@gmx.de
Mobil: 0176-99910100

Jörg Eilers, Erster Polizeihauptkom-
missar, ist GdP-Kreisgruppenvorsit-
zender in Bremerhaven und Perso-
nalratsvorsitzender der Ortspolizeibe-
hörde. Vor seiner Freistellung war er 
als Stabsbereichsleiter für Personal, 
Haushalt und Rechtsangelegenheiten 
zuständig und Projektleiter der ersten 
Mitarbeiterbefragung. 
Kontakt: 
E-Mail: j.eilers@polizei.bremerhaven.de 
Mobil: 0170-2836258
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Arbeitsplatz

beitsbedingungen zu bewerten und sie 
vertrauensvoll mitzuteilen. Diese ho-
hen Rücklaufquoten symbolisieren ein 
großes Interesse am Thema „Gesund-
heitsförderliche Arbeitsbedingungen 
in der Polizei Bremerhaven“. Vor allem 
die jüngeren Beschäftigten und auch 
die Vorgesetzten haben sich überpro-
portional häufig an der Befragung be-
teiligt. Dies ist als sehr gutes Zeichen 
zu bewerten, wenn Führungskräfte, 
die später die Maßnahmen auch mit 
in den Abteilungen umsetzen werden, 
und die jungen Beschäftigten, die noch 
eine sehr lange Berufsbiografie vor 
sich haben, der Gesundheitspolitik in 
ihrer Arbeitsstelle einen hohen Stel-
lenwert einräumen. 

Vorausgeschickt werden muss, 
dass die Polizei in Bremerhaven kein 
attraktiver Arbeitgeber ist. Im viel-
beschworenen Wettbewerb um die 
klugen Köpfe kann die OPB nicht mit 
guten Arbeitsbedingungen punkten. 
Es ist zu befürchten, dass diese grund-
legende Feststellung repräsentativ für 
andere Polizeibehörden sein könnte. 

Die unumstößliche Feststellung der 
Mitarbeiterbefragung ist die, dass die 
schlechten Aufstiegsmöglichkeiten pa-
thogen sind; auch in den Augen der 
jüngeren Beschäftigten. 

Gleiches gilt für die Bezah-
lung. Was die Polizei in Bre-
merhaven anbelangt, müs-

sen die Ergebnisse der Mitarbeiterbe-
fragung in die Diskussion über eine 
amtsangemessene Alimentation einbe-
zogen werden. Polizeibeamtinnen und 
-beamte vergleichen ihr Einkommen 
in ihrem sozialen Umfeld mit Ange-
hörigen, Verwandten, Freunden und 
Bekannten in vergleichbaren Beru-
fen und stellen fest, dass sie vielfach 
nicht amtsangemessen entsprechend 
der Wertigkeit ihrer Funktion bezahlt 
werden. Dass sie wegen der langjäh-
rigen Abkoppelung des öffentlichen 
Dienstes von der Lohnentwicklung 
ein geringeres Gehalt beziehen und 
sie für Dienst zu ungünstigen Zeiten 
unzureichend entschädigt werden. 

Arbeitsintensität und die emotionale 

Anforderungen sind bei der zweiten 
Befragung ebenfalls in den Gefähr-
dungsbereich schlechter Arbeitsbe-
dingungen abgerutscht. Gerade bei 
der Arbeitsintensität hatte die Poli-
zei Bremerhaven sich mit Blick auf 
organisatorische Anpassung im Er-
mittlungsbereich eine Verbesserung 
der Werte erhofft. Dieser Index-Wert 
und seine Aussage ist deshalb in die 
Evaluation der Organisationsverände-
rung einbezogen worden. Es ist zu be-
fürchten, dass sich die hoch belastende 
Arbeitsintensität vor allem durch den 
kontinuierlichen Personalabbau, die 
gegenläufige Zunahme an Aufgaben 
sowie die Reorganisationsprozesse auf 
Grund der Einsparzwänge auch wei-
terhin verschlechtert.

Die DEUTSCHE POLIZEI 
weist seit Langem im Bun-
desteil ebenso wie in den 

Berichten aus den Landesbezirken da-
rauf hin, dass abnehmender Respekt 
gegenüber Repräsentanten staatlichen 
Handelns und die zunehmende Ge-

Anzeige
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waltbereitschaft innerhalb spezifischer 
Bevölkerungsgruppen sich immer mehr 
zu einem psychischen Gefährdungsbe-
reich für Polizisten und Polizistinnen 
entwickelt. Die Ergebnisse von Bremer-
haven unterstützen diese Annahme, da 
sich die Belastungswerte der körper-
lichen und emotionalen Anforderungen 
über die Befragungsjahre verschlech-
tern und die Polizisten und Polizistinnen 
der Polizei Bremerhaven verstärkt Wei-
terbildungen in der Selbstverteidigung 
und dem Selbstschutz nachfragen.

Noch vor den Vorgesetzten sind 
es die Kolleginnen und Kollegen, die 
dazu beitragen, dass der Index der 
Kollegialität auf einem hohen und da-
mit schutzhaften Niveau verbleibt; in 
diesem Bereich wurde der beste Index-
Wert mit 87 Punkten erzielt. Auf die 
Kolleginnen und Kollegen ist Verlass, 
finden die Beschäftigten, und dass, ob-
wohl die Kollegialität von den Vorge-
setzten noch besser gefördert werden 
könnte. Und auch, wenn Polizeiarbeit 
häufig einem Kampf gegen Windmüh-
len gleichkommt, beziehen die Kolle-
ginnen und Kollegen darüber hinaus 
einen Teil ihrer Arbeitszufriedenheit 
aus dem unbestrittenen Sinngehalt 
ihrer polizeilichen Tätigkeit. 

Bei der Polizei in Bremerhaven 
legt der Behördenleiter groß-
en Wert auf die größtmög-

liche Transparenz über den gesamten 
Prozess – von der Vorbereitung über 
die Befragung bis zur Analyse. Die 
Ergebnisse sind vollständig im Intranet 
veröffentlicht worden. Das umfasst 
auch die Ergebnisse in den einzelnen 
Organisationseinheiten. Die Diskussi-
on der Ergebnisse und die Bestimmung 
von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen erfolgt zentral 
durch eine Arbeitsgruppe, aber auch 
dezentral in den jeweiligen Organisa-
tionseinheiten. In Workshops mit den 
Vorgesetzten galt es, Best-Practice-
Beispiele auszutauschen. Neben der 
intensiven internen Öffentlichkeits-
arbeit wurden politische Ausschüsse 
informiert, es gab Veröffentlichungen 
im Landesteil von DEUTSCHE POLI-
ZEI und auch in der örtlichen Presse. 

Fazit – Wir hatten (k)einen      
(reibungslosen) Lernprozess im 

Denken und Handeln!

Fest steht, die Mitarbeiterbefra-
gungen bei der Ortspolizeibehörde 

können als Erfolgsmodell gelten. Dazu 
trug maßgeblich der Umstand bei, dass 
der Behördenleiter die Befragung zu 
„seinem“ Instrument erklärt hat und 
dass es durch die interne Öffentlich-
keitsarbeit gelungen ist, ein hohes Maß 
an Vertrauen in die Anonymität der 
Daten zu erzielen. Die externe Beglei-
tung ist ein weiterer unverzichtbarer 
Erfolgsfaktor, da auf diesem Wege 
Zweifel an der Objektivität sowie der 
der Genauigkeit der Auswertungen 
verlässlich unterbunden werden konn-
ten. Eine Mitarbeiterbefragung ist letz-
ten Endes nichts anderes als die ernst 
gemeinte Frage: „Wie geht es Dir?“, 
und somit Ausdruck teilnehmender 
Wertschätzung. 

Die Ergebnisse mittels des DGB „In-
dex Gute Arbeit“ wurden mehr als er-
reicht. Weitere konkrete Maßnahmen 
oder Lernprozesse für unsere Behörde, 
die sich über die Zielstellungen erga-
ben, waren:

+ Stärkung des direkten Austauschs 
und der Verhandlungen zwischen 
den Sozialpartnern jetzt auf den Aus-
sagen der Beschäftigten basierend,

+ Einbettung des betrieblichen Ge-
sundheitsmanagement in die Struk-
tur der Behörde,

+  eindeutige Analyse der Besoldungs-
strukturen auf ministerialer Ebene,

+ Festlegung neuer Leitfäden für die 
Einstellungsverfahren von Führungs-
kräften,

+ Erweiterung des Angebots und ver-
besserte Zielgruppenorientierung 
von Weiterbildungsmaßnahmen,

+ Weiterentwicklung behördeninterner 
Kommunikationskultur und -verfah-
ren,

+ Bedarfsbestimmung und -umsetzung 
arbeits- und gesundheitsförderlicher 
Maßnahmen pro Abteilung (zum Bei-
spiel haben Streifenbeamte andere 
Arbeitsbedingungen als Kriminal-
kommissare und somit differieren 
Bedarf und Belastung),

+ ergänzende Erhebungen zu Rahmen-
bedingungen und Behördenkultur 
werden in die Steuerungsprozesse 
einbezogen und

+ Prüfung der Sinnhaftigkeit und der 
Investition in das Audit „Familie und 
Beruf“. 

Nicht zu unterschätzen sind Erkennt-
nisse auf der Verhaltensebene. Da die 
Behörde sich für weitere psychosoziale 
Angebote wie Supervision oder Coa-
ching öffnete, resultierte daraus ein Pro-
zess, in dessen Verlauf offener als zuvor 

über Tabuthemen wie posttraumatische 
Belastungsstörungen gesprochen wer-
den konnte. Ein weiterer grundle-
gender Lernprozess bezieht sich auf 
die Selbstwirksamkeitserwartung, das 
heißt die Erwartung, aufgrund eigener 
Kompetenzen gesundheitsbezogene 
schützende Handlungen selbst erfolg-
reich ausführen zu können. Mit anderen 
Worten: Die Beschäftigten in einer Be-
hörde können mit ihrem Verhalten auf 
die Verhältnisse Einfluss nehmen, sind 
den Veränderungen ihrer Arbeitswelt 
nicht schutzlos ausgeliefert, können sie 
maßgeblich mitgestalten. Dazu gehört, 
dass konstruktive Lösungsstrategien in 
den Verwaltungen erarbeitet werden, in 
dem das Aushalten von Konflikten und 
Reibungen als Teil des Entwicklungs-
prozesses der Organisation verstanden 
wird. Mit Sicherheit wird gerade die 
letzte Erfahrung die Betriebskultur der 
OPB weiter positiv verändern, denn sie 
fördert Vertrauen, Verantwortungsü-
bernahme und neue Kompetenzen in 
der Ausübung der Mitbestimmung!

Wir sind uns bewusst, dass 
die Polizei in Bremerhaven 
sich in einem Punkt ganz 

maßgeblich von anderen Polizeien im 
Bundesgebiet unterscheidet. Bei der 
Ortspolizeibehörde handelt es sich 
um die einzige kommunale Polizei in 
Deutschland. Es ist anzunehmen, dass 
der kommunale Status und die daraus 
resultierenden kurzen Entscheidungs-
wege dazu beigetragen haben, dass der 
DGB „Index Gute Arbeit“ auf Initiative 
der GdP in Bremerhaven eingesetzt 
wurde. 

Aber: Die dortige Arbeit unterschei-
det sich nicht von der anderer Polizeien. 
Infolgedessen haben die Ergebnisse 
durchaus Anspruch darauf, als reprä-
sentativ zu gelten. Die GdP sollte ein 
Interesse daran haben, dass „ihr“ Befra-
gungsinstrument innerhalb der Polizei 
eine breite Anwendung findet, denn je 
mehr Daten über die Arbeitsbedingun-
gen der Polizisten und Polizistinnen in 
den Behörden gesammelt werden, desto 
stärker ist die Initiativkraft für die Schaf-
fung von guten Arbeitsbedingungen für 
die Polizeien in Deutschland.

Weitere Informationen: 
http://index-gute-arbeit.dgb.de

Weitere Informationen 
zum DGB „Index Gute 
Arbeit“
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Der GdP-Bundesvorsitzende 
Oliver Malchow bezeichnete 
die mit insgesamt 4,6 Prozent 

Reallohnsteigerung im Gesamtvolumen 
bis zum Ende der Laufzeit des Tarifver-
trages getroffene Einigung auch nach 
der Diskussion in der BTK der GdP als 
zufriedenstellend: „Unsere zahlreichen 
Warnstreiks und Demonstrationen ha-
ben sich gelohnt und dem Verhand-
lungsmarathon in der vierten Runde 
den entscheidenden Impuls gegeben. 
Dafür danke ich allen Kolleginnen und 
Kollegen, die mit großem Einsatz ge-
kämpft haben. Die Beschäftigten er-
halten ab 1. März 2,1 Prozent. Ab 1. 
März 2016 erhöht sich das Einkommen 
um weitere 2,3 Prozent, mindestens 
aber um 75 Euro. Damit konnte der 
Anschluss an den Tarifabschluss des 
Bundes gefunden werden. Gleichzeitig 
konnten Eingriffe in das Leistungs-
recht der VBL abgewehrt werden.“ Er 
forderte die Länder auf, das Ergebnis 
zeit- und inhaltsgleich auf den Beam-
tenbereich zu übertragen. 

Später Durchbruch

Der Durchbruch war am späten 
Samstagabend geschafft. Nach müh-
samen Verhandlungen, in denen sich 
die Arbeitgeber drei Runden lang 
zwar konziliant im Ton, aber hart in 
der Sache gezeigt hatten, konnte den 
gewerkschaftlichen Kommissionen ein 
Tarifergebnis zur Entscheidung vor-
gelegt werden, das sich sehen lassen 
konnte, das aber ohne den Druck durch 
die Warnstreiks und Aktionen vieler, 
vieler Kolleginnen und Kollegen, nicht 
möglich gewesen wäre. 

Mit dem Ergebnis weisen die Ent-
gelte der Beschäftigten am Ende der 
Laufzeit, Ende 2016, eine Erhöhung 
von vier Prozent aus gegenüber der 
bisherigen Entgelttabelle. Zudem 
wurde ein beachtlicher Mindestbetrag 

tarifpolitik

Verhandlungsergebnis in der vierten Runde erzielt
Es waren lange und zähe Tarifverhandlungen, begleitet von massiven 
Warnstreiks. Nach drei Runden ohne jegliches Arbeitgeberangebot gab 
es erst beim vierten Zusammentreffen mit den Vertretern der Arbeit-
geberseite, der Tarifgemeinschaft der Länder (TdL), am 28. März spät-
abends ein Ergebnis für die Beschäftigten der Länder. Die Gewerkschaf-
ten des öffentlichen Dienstes im DGB bewerteten dies als zufriedenstel-
lenden Erfolg. Die Bundestarifkommission (BTK) der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) nahm das Ergebnis einstimmig bei zwei Enthaltungen an.

durchgesetzt und konnten Eingriffe ins 
Leistungsrecht der Zusatzversorgung 
(VBL) verhindert werden.

Gerade das Vorhaben der Arbeitge-
ber, bei der VBL Eingriffe ins Leistungs-
recht vornehmen zu wollen, brachte 
einerseits die Beschäftigten massiv zu 
Aktionen und Warnstreiks auf die Stra-
ße, hatte aber auch die Verhandlungen 
selbst sehr zäh gestaltet: Kein Angebot 
ohne Zugeständnis bei der VBL, so die 
Devise der Arbeitgeberseite. 

Während der Handlungsbedarf bei 
der VBL seitens der Gewerkschaften 
bereits 2014 anerkannt worden war 
(Unterfinanzierung, Demografie, Kapi-
talmarkt etc.), hatten die Tarifkommis-
sionen in ihren Sitzungen im Dezember 
zur Aufstellung der Forderungen für die 
Einkommensrunde mit der TdL noch 
einmal bekräftigt: Keine Akzeptanz von 
Rentenkürzungen dieser betrieblichen 
Altersversorgung!

Manövriermasse

Für die Tariftechniker: Der Tarifver-
trag zur Altersversorgung war von den 
Arbeitgebern nicht gekündigt worden. 
Es wurde folglich im Rahmen eines 
bestehenden Tarifvertrages verhandelt. 
Mit der Folge, dass sich die Gewerk-
schaftsseite, bezogen auf die VBL, in 
der Friedenspflicht befand und daher 
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hierzu nicht zum Streik hätte aufru-
fen können und bei einer Kündigung 
für die vorhandenen Beschäftigten die 
Nachwirkung gegolten hätte. Was be-
deutet hätte, ohne Einigung hätte es 
dann für Neueinstelllungen keine VBL 
mehr gegeben. Manövriermasse, die 
letztendlich beide Seiten wohl zum 
Einigungszwang brachte und insbe-

sondere die Arbeitgeber in der letzten 
Runde dazu bewog, von den beabsich-
tigten Leistungskürzungen Abstand zu 
nehmen.

Mit einer Kündigung der VBL wären 
die Gewerkschaften nicht mehr frie-
denspflichtig gewesen und schon die 
Warnstreiks hatten den Arbeitgebern 
gezeigt, dass Abstriche bei den Zu-

satzrenten die Beschäftigten im wahrs-
ten Sinne des Wortes auf die Straße 
gebracht hätten. Besser also, dieses 
Wagnis nicht einzugehen!

Und im Sinne der Gewerk-
schaften des öffentlichen 
Dienstes hätte eine Kündi-

gung des ATV-Tarifvertrages und eine 
Nichteinigung auf Dauer zwei Kate-
gorien von Beschäftigten geschaffen: 
Altbeschäftigte mit, Neubeschäftigte 
ohne VBL – und wohin das auf Dauer 
führt, sieht man an der Arbeitszeiten 
in den Ländern nach der Kündigung 
der Arbeitszeitregelungen durch die 

Arbeitgeber Anfang des Jahrhunderts. 
Erst Jahre später ist es gelungen, diesen 
„Wildwuchs“ wieder einzufangen.

Anerkannter Handlungsbedarf

Dem anerkannten Handlungsbedarf 
bei der Finanzierung der Zusatzversor-
gung wird durch folgende Beitragser-
höhungen Rechnung getragen:

In der VBL West wird neben dem 
Arbeitnehmerbeitrag zur Umlage von 
derzeit 1,41 Prozent folgender zusätz-
licher Arbeitnehmerbeitrag zur Umlage 
erhoben:
• ab 1. Juli 2015 0,2 Prozent auf  1,61 

Prozent,
• ab 1. Juli 2016 0,1 Prozent auf dann 

1,71 Prozent,
• ab 1. Juli 2017 0,1 Prozent auf dann 

1,81 Prozent.
In der VBL Ost wird der Arbeit-

nehmerbeitrag zur Kapitaldeckung von 
derzeit 2,0 Prozent wie folgt erhöht:
• ab 1. Juli 2015 auf 2,75 Prozent,
• ab 1. Juli 2016 auf 3,50 Prozent,
• ab 1. Juli 2017 auf 4,25 Prozent.

tarifpolitik

„Behaltet eure faulen Eier!“ lautete die unmissverständliche Ansage von Jutta Jakobs 
(BTK-Mitglied aus Nordrhein-Westfalen). GdP-Bundesvorsitzender Oliver Malchow, Elke 
Gündner-Ede, Mitglied des Geschäftsführenden GdP-Bundesvorstands (r.) und Alberdina 
Körner, GdP-Tarifsekretärin im GdP-Bundesvorstand (l.) unterstützten die Aktion.

Erste Statements nach hartem Ringen von 
ver.di-Chef Frank Bsirske, hinter ihm der 
GdP-Bundesvorsitzende Oliver Malchow. 	
	        Fotos (2): Rüdiger Holecek

Warnstreik im öffentlichen Dienst: Über 5.000 Beschäftigte untermauerten ihre Forde-
rungen bei einer zentralen Kundgebung Ende März in Hannover.     Foto: Christian Hoffmann
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Nachdem sich bereits der 47. 
Deutsche Verkehrsgerichts-
tag (VGT) im Jahr 2009 für 

einen Modellversuch zur „Section 
Control“ in einem Bundesland aus-
gesprochen und Rahmenkriterien zur 
Orientierung formuliert hatte, kündigte 
Niedersachsens Innenminister Boris 
Pistorius im September vergangenen 
Jahres schließlich an, dass die Ab-
schnittskontrolle in dem norddeutschen 
Bundesland kommen wird. Zuvor hat-
ten sich die Fachleute aus seinem Haus 
mit den rechtlichen und technischen 
Anforderungen an dieses Verfahren in-
tensiv auseinandergesetzt. Mittlerweile 

Verkehrssicherheit

Polizei Niedersachsen startet mit „Section Control“ 
bundesweit einmaliges Pilotvorhaben

Von Jörg Müller

Niedersachsen führt im Rahmen eines Pilotvorhabens als erstes Bun-
desland die Abschnittkontrolle ein. Noch dieses Jahr soll die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit von Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteil-
nehmern mit Echtmessungen des Systems über eine Strecke überwacht 
werden und damit die Verkehrssicherheit künftig auch in Deutschland 
nachhaltig verbessert werden. Denn im europäischen Ausland ist „Sec-
tion Control“ bereits seit Jahren mit guten Erfolgen etabliert.

sind alle vorbereitenden und nahezu 
alle begleitenden Projektarbeiten abge-
schlossen, um nach den Sommerferien 
Anfang September in den Echtbetrieb 
zu gehen.

Die Anlage ist im April durch das 
projektbeteiligte Unternehmen Jenop-
tik nach Abschluss der Aufbauarbeiten 
an die Polizei Niedersachsen, den spä-
teren Betreiber, übergeben worden. 
Nunmehr kümmert sich die Physika-
lisch Technische Bundesanstalt (PTB) 
aus Braunschweig um das beantragte 
Zulassungsverfahren für diese Technik 
in Deutschland. Bevor die Anlage aber 

endgültig in den Echtbetrieb geht, wer-
den sowohl ein IT-Sicherheitskonzept 
als auch die nach dem Datenschutz 
vorgesehene technische Vorabkontrol-
le sowie eine Verfahrensbeschreibung 
vorgelegt. Parallel dazu entsteht ein 
Rechtsgutachten, das die wegwei-
senden Entscheidungen der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung berücksichti-
gt und den Einsatz-Grundstein bildet.

Welche Idee liegt in diesem 
technischen Messverfahren zur 

Überwachung der Einhaltung der 
zulässigen Höchstgeschwindig-

keit zugrunde?

Im Gegensatz zur herkömmlichen 
Geschwindigkeitsüberwachung an 
einem bestimmten Punkt wird die Ge-
schwindigkeit auf längeren Straßen-
abschnitten gemessen. Hierzu werden 
zwei Erfassungsquerschnitte aufge-
baut und die exakte Streckenlänge 

Der Arbeitgeberbeitrag in die Ka-
pitaldeckung VBL Ost bleibt bei 2,0 
Prozent.

Die Beitragsänderung greift aus-
schließlich für Versicherte im Bereich 
der Länder (TdL). Das heißt, trotz eines 
bisherigen Tarifvertrages mit allen drei 
Arbeitgebern von Bund, Ländern und 
Kommunen greifen diese Änderungen 
nicht automatisch für die Arbeitgeber 
Bund und Kommunen. Hier werden ge-
gebenenfalls gesonderte Regelungen 
zu treffen sein.

Jahressonderzahlung Ost

Im Laufe der nächsten fünf Jahre 
wird die Jahressonderzahlung Ost in 
fünf gleichen Schritten auf das Westni-
veau angehoben. Damit gibt es keine 
Lohndifferenz mehr im Bereich des 
TV-L zwischen Ost- und Westbeschäf-

tigten. Damit wird – wenn auch wieder 
in einem Stufenplan – eine langjährig 
geforderte Angleichung endlich durch-
gesetzt. Auch dieses Ergebnis konnte 
erzielt werden, ohne dass die entspre-
chende Tarifvorschrift dazu gekündigt 
worden war.

Sachgrundlose Befristung

Sobald die Ergebnisse der Untersu-
chung von Bund und Gewerkschaften 
zu den befristeten Beschäftigungsver-
hältnissen im öffentlichen Dienst vorlie-
gen, werden die Tarifvertragsparteien 
diese bewerten, ihre Gespräche über 
die Befristungspraxis im Länderbereich 
fortsetzen und den erkannten Hand-
lungsbedarf gegebenenfalls auch vor 
den nächsten Entgeltverhandlungen 
umsetzen. Ziel bleibt weiterhin der 
tarifliche Ausschluss sachgrundloser 
Befristungen.

Tarifliche Eingruppierung der an-
gestellten Lehrkräfte

In dieser Frage gab es leider auch 
in dieser Einkommensrunde kein ge-
meinsames Verhandlungsergebnis. Wir 
stehen hier weiterhin den Kolleginnen 
und Kollegen der GEW solidarisch zur 
Seite.                                                  kör

tarifpolitik

Anlage Zusatzversorgung

Die Tarifeinigung
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zwischen den Querschnitten im Rah-
men einer behördlichen Eichung be-
stimmt. Für jedes Fahrzeug wird die 
Durchfahrtzeit ermittelt, aus der sich 
die Durchschnittsgeschwindigkeit im 
Messabschnitt errechnen lässt. Nur im 
Überschreitungsfall erfolgt die entspre-
chende Verfolgung.

Wie funktioniert die Technik      
im Pilotvorhaben?

Jedes Fahrzeug, das in den Mess-
bereich einfährt, wird mit einer Heck-
fotografie mit nicht sichtbarem Infra-
rot-Blitz digital abgelichtet. Aus der 
Heckaufnahme wird das Kennzeichen 
extrahiert und mit einem Einweg-Hash-
Algorithmus (mathematisch definiert) 
nicht rückführbar pseudonymisiert. Das 
Bild wird in einem nicht zugänglichen 
flüchtigen Arbeitsspeicher (RAM) der 
Einfahrtskamera abgelegt. Ein da-
teizugehöriger, fahrzeugbezogener 
GPS-basierter Einfahrtszeittempel wird 
zusätzlich erzeugt. Gleichzeitig wird 
das einfahrende Fahrzeug durch ei-
nen Laservorhang gescannt, was seine 
eindeutige Klassifizierung sichert. Bei 
der Ausfahrt aus dem Messbereich wie-
derholt sich dieser Vorgang; es entsteht 
eine zweite Heckaufnahme mit einem 
zweiten Kennzeichen-Hash-Code. 
Können zwei gleiche Hash-Codes 

„gematcht“ werden, ergibt sich auf-
grund der Abschnittslänge und der 
zeitlichen Differenz zwischen Ein- und 
Ausfahrt mittels Weg-Zeit-Berechnung 
die Durchschnittgeschwindigkeit des 
Fahrzeuges, wobei die geeichte kür-
zeste Verbindung zwischen Ein- und 
Ausfahrt zugrunde gelegt wird. Fahr-
streifenwechsel und Kurven werden 

Verkehrssicherheit

TraffiSection-Messprinzip: Und so funktioniert es … 							        Grafik: Jenoptik

Der Leitende Polizeidirektor Jörg 
Müller führt das Referat Einsatz/Ver-
kehr im Landespolizeipräsidium des 

Niedersächsischen Ministeriums für 
Inneres und Sport. Der 50-Jährige 
ist seit 1984 im Polizeidienst und 
durchlief Verwendungen in der Be-
reitschaftspolizei, im Einsatz- und 
Streifendienst und  beim Zentralen 
Kriminaldienst in unterschiedlichen 
Polizeibehörden. Nach dem Studium 
an der damaligen Polizei-Führungs-
akademie Münster-Hiltrup leitete er 
den Bereich Öffentlichkeitsarbeit der 
Polizeidirektion Hannover während 
der dortigen Weltausstellung EXPO 
2000. Danach arbeitete Müller bis 
2008 als Verkehrsreferent im nieder-
sächsischen Innenministerium, bis 
2010 als Einsatzreferent und stell-
vertretender Referatsleiter Einsatz 
und Verkehr und bis Januar 2012 als 
Dezernatsleiter und Abteilungsführer 
der Bereitschaftspolizei in der Zentra-
len Polizeidirektion Niedersachsen.

sich somit zugunsten einer Fahrzeug-
führerin oder eines Fahrzeugführers 
auswirken. Liegt die ermittelte Durch-
schnittsgeschwindigkeit unter dem 
eingestellten Limit, werden sämtliche 
Daten inklusive temporär gespeicherter 
Heckfotos sofort gelöscht. Ergibt sich 
jedoch eine vorwerfbare Geschwindig-
keitsüberschreitung, löst eine zentrale 

DP-Autor Jörg Müller               Foto: privat
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Anlagensteuerung eine dritte Kamera, 
die sogenannte Verstoßkamera, aus 
und fertigt ein Frontfoto mit der Fah-
rerin beziehungsweise dem Fahrer so-
wie dem Kennzeichen des Fahrzeugs. 
Um eine zweifelsfreie Beweisführung 
bei unterschiedlichen Kennzeichen 
an Fahrzeugfront und -heck (Anhän-
ger!) sicherzustellen, wird zeitgleich 
ein zusätzliches Heckfoto ausgelöst. 
Alle zu diesem Verstoß gesammelten 
Daten werden in einer Verstoßdatei 
gespeichert, digital signiert und ver-
schlüsselt und der Verfolgungsbehörde 
übermittelt.

Ein Zugriff auf die temporär gespei-
cherten Heckaufnahmen ist nur bei 
Vorliegen einer Geschwindigkeitsüber-
schreitung durch die zentrale Anlagen-
steuerung möglich. Ein unrechtmäßiger 
Zugriffsversuch auf die Ein- und Aus-
fahrtkamera führt zum spurenlosen und 
nicht rückführbaren Löschen sämtlicher 
bislang erhobener temporärer Daten.

Verkehrssicherheit

Niedersächsische Pilotstrecke: die zweispurige Bundesstraße 6, südlich von Hannover, 
zwischen Gleidingen und Laatzen mit einem Streckenabschnitt von 2,1 Kilometern Länge.
					                  Foto: Sebastian Denecke/GdP
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Verkehrssicherheit

Wo liegen die Vorteile der        
Abschnittskontrolle?

Zu „Section Control“ liegen außer-
halb der Bundesrepublik bereits um-
fangreiche Erfahrungen vor. Unter an-
derem in Österreich und der Schweiz, 
aber auch in Großbritannien und den 
Niederlanden führt der Einsatz der Ver-
kehrsüberwachungstechnik zu gleich-
mäßigen Geschwindigkeiten auf dem 
überwachten Streckenabschnitt („Har-
monisierung des Verkehrsflusses“) und 
einhergehend damit zu einem mess-
baren Rückgang von Verkehrsunfällen. 
Insoweit wirkt die Technik nicht nur 
punktuell, sondern kann entlang eines 
entsprechenden Gefahrenbereiches 
erfolgreich zum Einsatz kommen wie 
in Baustellenbereichen oder aber Tun-
nelanlagen. Das an stationären oder 
mobil-stationären Geschwindigkeits-
messstellen zu beobachtende gefah-
renträchtige Abbremsen mit anschlie-
ßendem Beschleunigen macht bei der 
Abschnittskontrolle wenig Sinn und 
wird dort seltener zu beobachten sein. 
Darüber hinaus sprach schon der VGT 
2009 davon, dass die Verkehrsteilneh-
merinnen und -teilnehmer „Section 
Control“ als die gerechtere Messme-
thode empfinden, weil eben eine kurz-
zeitig vorkommende, gelegentlich auch 
unbeabsichtigte Geschwindigkeits-
überschreitung im Abschnittsbereich 
durch sie selbst ausgeglichen werden 
kann. Und so ganz nebenbei führt die 
Fahrweise der Verkehrsteilnehmerin-
nen und -teilnehmer zu einer Reduzie-
rung von Emissionen bei gleichzeitiger 
Kraftstoffeinsparung.

Wo wird „Section Control“      
getestet?

Niedersachsen als eines von vielen 
Flächenländern registriert auf seinen 
sogenannten Außerortsstrecken – 
Bundes-, Landes-, oder Kreisstraßen 
– eine herausragende Unfalllage. Allein 
in den Jahren 2013 und 2014 waren 
dort 66 Prozent beziehungsweise circa 
69 Prozent aller tödlich Verunglück-
ten zu verzeichnen. Vielfach sind die 
Überschreitung der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit sowie das Fahren mit 
nicht angepasster Geschwindigkeit 
als Hauptunfallursache festzustellen. 
Folglich können gerade dort die größ-
ten Sicherheitspotenziale erschlossen 
werden.

Die durch den VGT vor sechs Jahren 

aufgestellten Anforderungen an eine 
Strecke für die Abschnittskontrolle wa-
ren der Gradmesser für die Auswahl der 
niedersächsischen Pilotstrecke, bei der 
es sich um die zweispurige Bundesstra-
ße 6 südlich von Hannover zwischen 
Gleidingen und Laatzen handelt. Sie 
weist einen Streckenabschnitt von 2,1 
Kilometern Länge auf und ist mit einer 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 
100 Kilometer pro Stunde ausgestaltet. 
Mit einer durchschnittlichen Tagesver-
kehrsmenge (DTV) von rund 15.500 

Fahrzeugen an Werktagen ist sie stark 
frequentiert. Und ohne an dieser Stelle 
im Detail einsteigen zu wollen, ergeben 
die festgestellten Geschwindigkeits-
überwachungen ein sehr hohes Ge-
schwindigkeitsniveau. Innerhalb des 
Betrachtungszeitraumes (2012 bis 2014) 
ereigneten sich auf den 2,1 Kilometern 
insgesamt 26 Verkehrsunfälle entlang 
der relevanten Fahrtrichtung Norden. 
Bei zehn Verkehrsunfällen wurden elf 
Personen leicht und drei schwer ver-
letzt, drei Personen wurden getötet.

Leitender Polizeidirektor Jörg Müller, Verkehrsreferent im Landespolizeipräsidium Nie-
dersachsen, mit dem GdP-Landesvorsitzenden Dietmar Schilff an der Teststrecke. 
					                     Foto: Sebastian Denecke/GdP

Die Spitzensportlerinnen und Sport-
ler der Bundespolizei sorgen immer 
wieder für große Erfolge. Die Win-
tersportler haben in der vergangenen 
Saison bei Welt-, Europa- und Juni-
orenweltmeisterschaften 38 Medaillen 
für Deutschland geholt. Dafür wurden 
sie jetzt in einer Feierstunde mit eini-
gen hundert Teilnehmern in der Bun-
despolizeisportschule im bayerischen 

Ehrung

Bundesinnenminister 
begrüßt Goslarer 

Zivilcouragekampagne
Bad Endorf von Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière und dem Präsi-
denten des Deutschen Olympischen 
Sportbundes (DOSB), Alfons Hörmann, 
geehrt.

Unter anderem erhielten die Biath-
leten Arnd Peiffer und Daniel Böhm, 
die Rennrodlerinnen und -rodler Na-
talie Geisenberger, Felix Loch und 
Tobias Arlt sowie Skispringerin Carina 
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Vogt in Anwesenheit 
des obersten Personal-
vertreters der Bundes-
polizei, dem Langels-
heimer Martin Schilff, 
die begehrten Aus-
zeichnungen. Schilff, 
der die 40.000 Kolle-
gen und Mitarbeiter 
der Bundespolizei 
vertritt, nutzte mit den 
Weltmeistern Peiffer 
und Böhm das Treffen, 
um ihrem „obersten 
Dienstherrn“ über ihr 
Engagement im Rah-
men der Goslarer Zi-
vilcouragekampagne 
(GZK) zu informieren. 
Der Bundesinnenmi-
nister zeigte sich be-
geistert und war sofort 
bereit, gemeinsam mit 
den drei couragierten 
Harzern „Gesicht für 
die Kampagne“ zu 
zeigen.   Martin Schilff

Ehrung

Harzer Plakatpaten (v.l.n.r.) Arnd Peiffer, Thomas de Maizière, Daniel Böhm und Martin Schilff zeigen 
 „Gesicht für Zivilcourage“						                                     Foto: ms



24   5 – 2015 DEUTSCHE POLIZEI  

GdP lud Innen- und Rechtspolitiker 
zum „Parlamentarischen Frühstück“

Gespräche

Zum zweiten „Parlamenta-
rischen Frühstück“ hatte 
die Gewerkschaft der Po-
lizei (GdP) Ende März die 

Mitglieder des Innen- und Rechtsaus-
schusses des Bundestages eingela-
den. Wie schon im Jahr zuvor nutzten 
zahlreiche Parlamentarier aller Frak-
tionen die Möglichkeit, die aktuelle 
Sicherheitslage mit Spitzenvertretern 
der GdP ausführlich und in ange-
nehmer Umgebung zu erörtern. Den 
thematischen Impuls lieferte der Is-
lamexperte des Landeskriminalamtes 
Rheinland-Pfalz, Dr. Marwan Abou-
Taam. Er stellte anschaulich und de-
tailliert dar, über welche Wege und 
Formen sich junge Menschen hier in 
Deutschland für den religiösen Dschi-
had radikalisieren und provozierte 
mit seinen Ausführungen Gesprächs-
bedarf von politischer Seite. In einer 
kurzen Begrüßung ging der GdP-Bun-
desvorsitzende Oliver Malchow auf 
die erschütternden Vorfälle in Frank-
furt/Main anlässlich der Blockupy-
Demonstrationen im Zusammenhang 
mit der Eröffnung des neuen EZB-
Gebäudes Mitte März ein und warb 
bei den Bundestagsabgeordneten um 
mehr Rückendeckung für die Polizei.	
		                            mzo

Auch das 2. „Parlamentarische Frühstück“ der GdP war gut besucht.

Norbert Spinrath (l.), Ex-
GdP-Bundesvorsitzender, 
sitzt nun für die SPD im 
Bundestag. Neben ihm: 
Volker Beck, Die Grünen.                                                         	
               Fotos (4): mzo

... Der GdP-Chef und 
sein Vize Radek im 
Gespräch mit Barbara 
Woltmann aus der 
CDU/CSU-Fraktion.

Kontaktaufnahme: 
Susanne Mittag 
(SPD) aus Nie-
dersachsen und 
GdP-Chef Oliver 
Malchow. Rechts im 
Bild: Dr. Patrick 
Sensburg (CDU/
CSU).
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(v.l.): GdP-Vize Jörg Radek im Gespräch 
mit Armin Schuster (CDU/CSU) und des-
sen Fraktionskollegen Günter Baumann.

Thematischer Impuls durch den Islamex-
perten des Landeskriminalamtes Rheinland-
Pfalz Dr. Marwan Abou-Taam.     

SPD-Politiker Uli Grötsch (m.) mit GdP-
Chef Oliver Malchow und seinem Stellver-
treter Jörg Radek (r.) …        

Jörn Wunderlich 
(Die Linke) mit 
lebhaftem Wort-
beitrag. In der 
Bildmitte: Anita 
Schäfer (CDU/
CSU). GdP-
Bundeskassierer 
Jörg Bruchmüller 
(links oben) 
kommt scheinbar 
ins Grübeln.

Gespräche

Der stellvertretende GdP-Bundesvorsitzende Jörg Radek mit 
dem Linke-Innenpolitiker Frank Tempel (l.)     Fotos (5): mzo
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Irene Mihalic, innenpoli-
tische Sprecherin der Grü-
nen (m.), im Meinungsaus-
tausch mit Elke Gündner-
Ede (Geschäftsführender 
GdP-Bundesvorstand) und 
Gewerkschaftssekretärin 
Marion Tetzner (r.).

GdP-Bundesvorsitzender 
Oliver Malchow erinnerte an 
die erschütternde 
Gewalteskalation anlässlich 
der Frankfurter Blockupy-Proteste. 

Diskussionsbeitrag: 
Thorsten Hoffmann 
(SPD), Heinrich 
Zertik (CDU/CSU) 
schaut skeptisch ... 

Volker Beck, Innenpolitiker der Grünen, 
mit Nachfragen. Mit am Tisch: (v.l.) 
Norbert Spinrath (SPD), Erika Steinbach 
(CDU/CSU), Clemens Murr und Dietmar 
Schilff (beide Geschäftsführender GdP-
Bundesvorstand).            Fotos (4): mzo

Gespräche
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Anzeige

Schon der Begriff war falsch und 
ausgrenzend. Als nach Bildung der 
großen Koalition die Umsetzung 
eines zentralen Wahlversprechens 
der Christdemokraten diskutiert wur-
de, sprachen Politiker und Berichter-
statter ständig von der Mütterrente. 
Dabei hatte der Gesetzentwurf das 
Vorhaben zwar für Laien unverständ-
lich, aber durchaus geschlechtsneu-
tral formuliert: Von einem „Zuschlag 
an persönlichen Entgeltpunkten für 
Kindererziehung” war im offiziellen 

Familienrecht

Väter klagen gegen Mütterrente
Von Thomas Gesterkamp

Die im Juli 2014 eingeführte Mütterrente gilt trotz ihres irreführenden Na-
mens auch für Väter – wenn diese sich in der Kleinkindphase intensiv um 
ihren Nachwuchs gekümmert haben. Sogar längst geschiedene Männer 
können rückwirkend von der Regelung profitieren, indem sie den Versor-
gungsausgleich neu berechnen lassen.

Bürokratendeutsch die Rede. Bezeich-
nungen wie „Elternrente” oder „Er-
ziehendenrente” passen also besser. 

Neben über neun Millionen Müttern 
haben nach Schätzungen des Bundes-
arbeitsministeriums immerhin rund 
150.000 Väter Anspruch auf die neue 
Leistung. Dazu zählen zum Beispiel 
Witwer, die ihre vor 1992 geborenen 
Kinder nach dem Tod der Mutter allein 
groß zogen. Zu den möglichen Nutz-
nießern gehören aber ebenso Väter, 

die sich vor einer Trennung engagiert 
um ihre Kinder gekümmert haben.

Datenauswertungen der Deutschen 
Rentenversicherung Bund belegen, 
dass immer mehr dieser Väter jetzt 
vor Familiengerichte ziehen. Wenn 
sich nämlich das Altersgeld einer frü-
heren Partnerin durch die Mütterrente 
erhöht, können Geschiedene beantra-
gen, den Versorgungsausgleich neu zu 
berechnen. Schon im zweiten Halbjahr 
2014, also direkt nach Inkrafttreten 
des Rentenpaketes der Bundesregie-
rung, ist die Zahl dieser von Juristen 
so genannten Abänderungsverfahren 
explosionsartig auf über 2.000 ange-
wachsen. Zwischen Juli und Dezember 
2013, also im Vergleichszeitraum ein 
Jahr zuvor, hatten die Statistiker nicht 
einmal 300 solcher Fälle verzeichnet. 
Väter, die bei regionalen Rententrä-
gern wie den früheren Landesversi-
cherungsanstalten ihre Anträge stel-
len, sind in den Berechnungen noch 
gar nicht enthalten.

Die vorläufige Bilanz signalisiert 
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Prüfungswissen
Staats- und Verfassungsrecht
Wissens- und Verständnisfragen
Problemorientierte Antworten
Von Horst Döding und Karsten Webel.
1. Auflage 2013
Umfang: 368 Seiten / Format: Broschur, 16,5 x 24 cm
Preis: 24,90 € [D] / ISBN 978-3-8011-0714-7

PUNKTEN MIT ...

Prüfungswissen Psychologie
Grundlagenwissen – Sachverhalte – Lösungen
Von Dr. Reinhard Haselow und Dr. Jens Walkowiak.
1. Auflage 2012
Umfang: 368 Seiten / Format: Broschur, 16,5 x 24 cm
Preis: 24,90 € [D] / ISBN 978-3-8011-0680-5

Weitere Informationen, Leseprobe und Bestellmöglichkeit unter: www.vdpolizei.de

VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH
Buchvertrieb
Forststraße 3a . 40721 Hilden . Telefon 0211 7104-212 . Telefax 0211 7104-270
service@vdpolizei.de . www.vdpolizei.de

Dem Staats- und Verfassungsrecht kommt auch nach
der Umstellung des Fachhochschulstudiums „Polizei“ auf
das Bachelor-Format inhaltlich eine zentrale Bedeutung in
der Ausbildung zu. Die wesentlichen Zusammenhänge und
Strukturen des Staats- und Verfassungsrechts vermittelt
dieses Buch in konzentrierter Form. Im Einzelnen werden
behandelt:

Teil I: Einführung
Teil II: Staatsrechtliche Grundlagen
Teil III: Die Grundrechte

Ein Literatur- und Stichwortverzeichnis rundet das Werk
ab. Der Schwerpunkt des Buches liegt im Bereich Wissens-
und Verständnisfragen. Die dazugehörigen Antworten sind
kurz und konzentrieren sich auf die Sachprobleme.

Dieses Buch bietet, unter Berücksichtigung polizeili-
cher Zusammenhänge, eine Einführung in alle wichtigen
Bereiche der Psychologie. Die Autoren erklären die wissen-
schaftlichen Fachbegriffe, stellen die sozialwissenschaft-
lichen Theorien verständlich dar und erläutern diese je-
weils in polizeipraktischen Fällen bzw. Zusammenhängen.
Ausgehend vom Bachelor-Studienverlauf „Polizeivollzugs-
dienst“ in NRW bietet es so eine gute Möglichkeit für die
gezielte Vorbereitung auf die psychologischen Inhalte, die
in der Lehre vermittelt wie auch in unterschiedlichen Leis-
tungsnachweisen geprüft werden.

DIE AUTOREN
Horst Döding, Leitender Regierungsdirektor a. D.
Dr. Karsten Webel, Master of Laws, Regierungsdirektor.

DIE AUTOREN
Dr. Reinhard Haselow, Erster Polizeihauptkommissar a.D.
Dr. Jens Walkowiak, Dozent und Trainer für die Polizei.
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noch keine Antragsflut. Der schnelle 
Anstieg macht aber deutlich, was auf 
die Gerichte noch zukommen könnte. 
Denn den wenigsten Trennungsvä-
tern ist bislang überhaupt bekannt, 
dass neben ihrer Ex-Frau auch sie 
selbst von der Mütterrente profitieren 
könnten. Wenn zum Beispiel zwei da-
mals gemeinsam versorgte Kinder vor 
1992 geboren sind, macht das immer-
hin gut 28 Euro mehr Rente pro Monat 
aus; bei drei Kindern sind es schon fast 
43 Euro. Voraussetzung ist jeweils, 
dass das Familiengericht im Abän-
derungsverfahren den Männern die 
Hälfte des zusätzlichen Anspruches 
an Entgeltpunkten zuspricht. 

Bei der Prüfung existieren allerdings 
gleich mehrere Haken. So betont Ma-
nuela Bodewell von der Deutschen 
Rentenversicherung, dass die Anträge 
erst bearbeitet werden, wenn mindes-
tens einer der beiden Geschiedenen 
bereits eine Rente bezieht oder in den 
nächsten sechs Monaten in den Ru-
hestand geht. Zudem, darauf weisen 
Fachjuristen hin, müssen Väter die 
Kosten eines möglichen Rechtsstreites 
bedenken. 

Heinrich Schürmann vom Oberlan-
desgericht Oldenburg plädiert für ein 

Foto: CHROMORANGE/Christian Ohde/dpa

behutsames Vorgehen. Eine erneute 
Prüfung der gegenseitigen Renten-
ansprüche, so der stellvertretende 
Vorsitzende des Deutschen Famili-
engerichtstages, lohne sich nur dann, 
wenn mindestens zwei Kinder aus der 
geschiedenen Ehe hervorgegangen 
sind. Ist dagegen nur ein Kind vor 

1992 geboren, wird der vom Gesetz 
vorgegebene Grenzwert für eine Ab-
änderung des Versorgungsausgleiches 
gar nicht erst erreicht. Trennungsväter 
sollten also die finanziellen Vor- und 
Nachteile wie auch die psychischen 
Belastungen einer rechtlichen Ausei-
nandersetzung in Ruhe abwägen.

Familienrecht

Ich glaube allerdings, dass dafür 
wesentliche Faktoren von besonde-
rer Bedeutung sind – Unterstützung, 
Verständnis und eigene Flexibilität. 
Die beiden erstgenannten benötigen 
die Familien bei der Kinderbetreuung, 
sei es durch Kindergärten oder eigene 

Standpunkt

Audit meets Praxis … und es geht doch! 
Führen in Teilzeit! – Ein Erfahrungsbericht

Von Kathrin Süßenbach

Beruf und Familie miteinander vereinbaren zu wollen, ist kein neues The-
ma. Viele Menschen möchten Eltern sein, möchten gute Eltern sein und 
dennoch den Beruf nicht aufgeben beziehungsweise sogar weiter kom-
men. Das ist ein legitimer Wunsch, und wer Familie und Beruf auf diese 
Art miteinander zu vereinbaren versucht, ist weder eine „Rabenmutter“, 
gar ein „Rabenvater“, noch ein Arbeitnehmer zweiter Klasse. Und, ob 
es für ein Kind gut oder schlecht ist, wenn die Eltern, in der Regel die 
Mama, frühzeitig wieder arbeiten geht, sollte jede Familie aufgrund ihrer 
eigenen Rahmenbedingungen selbst entscheiden.

soziale Netzwerke wie Omas, sonstige 
nahe Familienangehörige oder andere 
Mütter von Spielkameraden. 

Neben den planbaren Betreuungs-
zeiten wird es mit jedem Kind Zeiten 
geben, wo kleine Krankheiten auftre-
ten. 

Eigene Flexibilität

Teilzeitkräfte, die selbst flexibel sind 
in ihrer Dienstzeitgestaltung und ver-
suchen, das möglich zu machen, was 
geht, werden eher Verständnis für sich 
persönlich und für das Thema insge-
samt ernten. Die eigene Flexibilität ist 
natürlich stark eingeschränkt, wenn die 
Rahmenbedingungen schwieriger sind, 
beispielsweise bei Alleinerziehenden. 

Fazit

Beruf und Familie für jeden individu-
ell miteinander zu vereinbaren ist nicht 
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einfach, weder für Eltern, Kinder noch 
für Arbeitgeber und die Kollegenschaft. 
Aber für diejenigen, die es wollen, wä-
re etwas mehr „Kopf-Freiheit“ wün-
schenswert und die Bereitschaft, neue 
Wege zu gehen oder einfach flexibler 
zu sein.

Führungsstellen des höheren Diens-
tes können teilzeitgeeignet ein, wenn 
man sie von sonstigen Aufgaben wie 
Projekt- oder Arbeitsgruppen entlastet. 

Kleine Stundenanteile mancher Tä-
tigkeiten könnten zum Beispiel außer-
halb des normalen Büro-Arbeitsplatzes 
zu Hause bearbeitet werden wie Kon-
zeptarbeit, Recherchen zu Sachthemen 
oder die Vorbereitung von Vorträgen.

Beim Stichwort Telearbeitsplatz 
klingeln als erstes viele Datenschutz-
Alarmglocken. Aber vielleicht könnte 
man über modifizierte Eltern-Telearbeit 
nachdenken? 

Besprechungen sind ein wichtiges 
Kommunikationsmittel auf allen Ebe-
nen. Für Teilzeitkräfte, die versuchen, 
Beruf und Familie miteinander zu ver-
einbaren, sollten sie zielgruppenge-

recht in der Regel zwischen 8 und 12 
Uhr beginnen.

Spontan-Termine unorganisierter 
Führungskräfte machen Teilzeitkräf-
ten das Leben schwer. Bei mittel- oder 
langfristig bekannten Terminen außer-
halb der normalen (Teil-)Arbeitszeit 
kann vieles besser gemanagt werden. 
Wobei die Unplanbarkeit mancher Ein-
satzlagen hier natürlich nicht gemeint 
ist.

Das Elternteil, welches den größten 
Betreuungsanteil leistet, muss wohn-
ortnah verwendet werden. Das ist das 

„A und O“ des Themas Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie! 

Bleibt die Frage: Warum?

Warum versuchen manche, ihren 
Beruf und die Familie miteinander zu 
vereinbaren, wenn es so schwierig ist 
und so viel Stress macht …? Antwort: 
Weil wir es wollen! So sehr wir unsere 
Kinder und die Zeit mit Ihnen lieben, so 
sehr möchten wir uns auch weiter mit 
anderen Dingen beschäftigen – mit dem 
Beruf, den wir mal gewählt hatten und 
mit allen Menschen, mit denen wir den 
Arbeitsalltag bewältigen. Zudem freut 
sich der Arbeitgeber über Beschäftigte, 
die heute nach ein, zwei oder drei Jah-
ren wieder arbeiten kommen und nicht 
mehr erst nach sechs oder mehr. Unter 
dem Strich: Auch ohne Auditierung 
lohnt es sich, Beruf und Familie mit-
einander zu vereinbaren. Netzwerke, 
Flexibilität und „Kopf-Freiheit“, auch 
mal etwas anders zu machen, sind da-
bei zwingende Voraussetzungen – bei 
Betroffenen und bei Entscheidungs-
trägern!

Standpunkt

DP-Autorin Kathrin 
Süßenbach ist 
Kriminaloberrätin 
bei der rheinland-
pfälzischen Polizei. 
	
Foto: Polizei 
Rheinland-Pfalz
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Das neue Pflegezeitgesetz 
macht Menschen, die ältere 
Familienangehörige versor-

gen, attraktivere Angebote als bisher. 
Doch verglichen mit der Förderung jun-
ger Eltern sind die noch unzureichend. 

Familien sind der größte und kosten-
günstigste Pflegedienst in Deutschland. 
Mindestens anderthalb Millionen Bun-
desbürger kümmern sich derzeit zu 
Hause um Bedürftige. In naher Zukunft 
wird sich diese Zahl Prognosen zufolge 
verdoppeln, weil die Generation der 
Babyboomer in die kritischen Jahre 
kommt. Zwei Drittel der Pflegenden, 
betont Berthold Dietz von der Evan-
gelischen Hochschule Freiburg, sind 
zugleich erwerbstätig – die Hälfte da-
von in Vollzeit. Bei der Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf, so der Soziologe, 
kommen „Verhältnisse auf uns zu, die 
alles in den Schatten stellen, was wir 
bisher an Aktivitäten in Sachen Kinder 
kennen”.

Im Schatten

Das Thema Pflege stand lange im 
Schatten der populäreren Debatte über 
den Spagat zwischen Kind und Karri-
ere. Die Geburt von Nachwuchs ist ein 
positives Ereignis, mit dessen wohl-
wollender Begleitung sich Politiker 

Soziales

Pflege leichter gemacht
Von Thomas Gesterkamp

wie Firmenchefs 
schmücken kön-
nen. Gebrechliche 
Alte eignen sich 
dagegen kaum 
für Hochglanzbro-
schüren. Mit ihnen 
geht es nicht auf-
wärts, sondern ab-
wärts. Trauer, Leid 
und vor allem Tod 
sind öffentliche 
Tabuthemen. Die 
Pflege von Schwer-
kranken kann de-
primierend sein, 
sie ist kaum plan-
bar und zieht sich 
häufig auch länger 
hin als die Versor-
gung von Säuglin-
gen: Die Zeiträu-
me schwanken 
zwischen wenigen 
Wochen und meh-
reren Jahrzehnten, 
im Durchschnitt 
sind es acht Jahre. 

Überfällig

Das  Anfang 
2015 in Kraft ge- Fo
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tretene Familienpflegezeitgesetz ist so 
besehen überfällig. Den Lohnersatz für 
die darin garantierte Freistellung von 
maximal zehn Tagen in akuten Not-
situationen zahlt die Pflegeversiche-
rung. Langfristig können Beschäftigte 
mit der Familienpflegezeit ihre Stelle 
bis zu zwei Jahre lang auf 15 Wochen-
stunden reduzieren. Verbunden damit 
ist das Rückkehrrecht in die Vollzeit, 
allerdings kein Einkommensausgleich: 
Übernommen wird lediglich ein zins-
loses Darlehen. 

Firmen mit weniger als 25 Mitar-
beitern und damit insgesamt sieben 
Millionen Beschäftigte sind von die-
sem Angebot ausgeschlossen. Das kri-
tisiert der Deutsche Frauenrat. Denn 
rund zwei Drittel der Pflegenden sind 
weiblich, und sie verdienen ihr Geld 
besonders häufig in Kleinbetrieben 
unterhalb des Schwellenwertes. Das 
häusliche Engagement der Männer 

liegt allerdings deutlich höher als 
viele vermuten. Nach Daten des Sozi-
oökonomischen Panels ist der Anteil 
männlicher Hauptpflegepersonen, 
die sich meist um ihre Partnerinnen 
kümmern, in den vergangenen beiden 
Jahrzehnten von 17 auf 37 Prozent 
gestiegen.

Mehr Unterstützung

Unabhängig von ihrem Geschlecht 
brauchen Angehörige mehr Unterstüt-
zung. Das neue Gesetz ist ein erster 
Schritt, um die Pflege leichter zu ma-
chen. Eine umfangreiche Förderung, 
wie sie junge Paare mit dem Eltern-
geld als Lohnersatzleistung erhalten, 
ist das jedoch nicht. Und selbst unter 
jenen Personalchefs, die sich mit ei-
ner gelungenen Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf brüsten, denkt nur 
eine Minderheit dabei auch an die 

Versorgung Älterer. Die Ausnahmere-
gelung für Kleinbetriebe gelangte auf 
Druck der Wirtschaftsverbände in den 
Gesetzestext. 

Weitgehend unsichtbar

Pflege ist wie die Kindererziehung 
ein Teil der weitgehend unsichtbaren 
Reproduktionsarbeit. Die meisten Un-
ternehmen halten sich schlicht für nicht 
zuständig, wenn es um die scheinbar 
privaten Probleme ihrer Beschäftigten 
geht. Entsprechend verschweigen 
viele Erwerbstätige dem Arbeitgeber 
ihre Belastungen – und fürchten beruf-
liche Nachteile, wenn sie die Auszeit 
nutzen: In einer aktuellen Studie des 
Zentrums für Qualität in der Pflege 
kann sich nur ein Drittel der Befragten 
vorstellen, die neue Familienpflegezeit 
in Anspruch zu nehmen.

Soziales

Nach der Anreise am Freitag, 17. 
Juli, ist eine Kennenlernen-Warm-Up-
Party vorgesehen. Am „frühen“ Mor-
gen darauf startet der Wettbewerb, der 
die Teams durch alle drei Ortsteile der 
Gemeinde Hasselroth führen wird. Am 
Abend folgt dann die Siegerehrung 
mit anschließendem Zusammensein. 
Sonntag ist zudem eine Ausstellung 
geplant, bei denen sich Interessierte 
über die „BOS Organisationen mit 
Sicherheits- und Rettungsaufgaben“ 
informieren können.

Details zur Anmeldung und zum 
Ablauf der 5. Olympiade der Sicher-
heits- und Rettungskräfte aller Hilfs-
organisationen finden ambitionierte 
Wettkämpfer auf der Homepage: 
www.olympiade-rettungskraefte.de 

Anmeldeschluss ist der 1. Juni 2015.
Kontakt: Volker Schießer 
Telefon: 0049 (0) 170 5470222

Volker Schießer/red

Termin

5. Olympiade der Sicherheits- und Rettungskräfte

Die Freiwillige Feuerwehr Neuenhaßlau in Hessen lädt vom 17. bis 19. 
Juli zur 5. Olympiade der Sicherheits- und Rettungskräfte aller Hilfsorga-
nisationen ein. Laut dem Veranstalter sind vor allem Sportlichkeit, Team-
geist, Geschicklichkeit und Mut gefragt, und ein bisschen Glück könne 
auch nicht schaden. 2013 hatten beim vorangegangenen Wettstreit un-
ter Schirmherrschaft unter anderen des hessischen Ministerpräsidenten 
Volker Bouffier Mannschaften aus Bayern, Berlin, Baden-Württemberg, 
Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen 
sowie aus Niederösterreich teilgenommen.

Mehr Hintergrund 
zum Wettbewerb
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wie ein Funktionär der gleichen Partei 
DIE LINKE, herzlichst mit „du“ und 
Schulterklopfen auf dem Podium be-
grüßt wurde und sich und seine Partei 
anbiedern durfte. Was wohl unsere 
verletzten Kolleginnen und Kollegen 
dazu sagen?

Auch in der DP mussten wir schon 
mit Mitgliedsbeiträgen finanzierte 
Veröffentlichungen von Pseudopoli-
zeifreunden der gleichen Partei hinneh-
men. Glaubt die GdP allen Ernstes, dass 
ein Polizist die Agitation dieser Leute in 
unserer Mitgliederzeitung lesen will? 
Genauso wenig wie die von Rechtsau-
ßen, denen gottseidank in unserer Zeit-
schrift keine Plattform geboten wird. 
Für uns Gewerkschafter zählen Fak-
ten, zum Beispiel Rechtfertigung und 
Verständnis für Gewalt gegen Polizei, 
Personalabbau und schlecht bezahlte 
Polizisten in Ländern mit linker Regie-
rungsbeteiligung.

Sollte der GdP-Bundesvorstand 
nach Frankfurt meinen, beim nächsten 
Kongress nochmals Freunde der Partei 
DIE LINKE unseren Kolleginnen und 
Kollegen zumuten zu müssen, würde 
ich mich und da bin ich sicher nicht 
allein, dafür vor unseren verletzten 
Kolleginnen und Kollegen schämen, 
die Veranstaltung boykottieren oder 
zumindest demonstrativ verlassen. 

Holger Zimmermann, 
Aschaffenburg, 

Vorsitzender BG Unterfranken

Zu: Standpunkt, DP 3/15

Ich bin schockiert. Schockiert darü-
ber, dass sich die DP und damit die GdP 
mal wieder für politische Meinungs-

werden soll? Im Endeffekt handelt es 
sich meiner Ansicht nach bei dieser 
Aussage des Autors nur um eine pro-
vozierende Beleidigung der Demons-
trationsteilnehmer.

Im zweiten Absatz und damit in der 
zweiten Spalte sagt der Autor nun, 
dass es sich bei den Sorgen der Pegida-
Teilnehmer nur um den Frust der Po-
litik geht, da „diese nicht die jeweils 
subjektiven, höchst persönlichen Par-
tikularinteressen durchsetzt“. Davon 
abgesehen, woher der Autor diese Er-
kenntnis haben mag, frage ich mich 
vor allem: Kann es denn derart „höchst 
persönlich“ – also individuell und ein-
zeln – sein, wenn sich über 20.000 Men-
schen unter demselben Motto auf die 
Straße begeben? Welch ein Zufall ... 
Und kann es so verkehrt sein, wenn 
man Angst um seine eigenen Werte, 
sein Land, sein Heim und seine Fami-
lie zum Ausdruck bringt, egal ob nur 
subjektiv oder auch objektiv belegbar? 
Ist das wirklich als verwerflich anzu-
sehen?

Im weiteren Verlauf relativiert der 
Autor seine zuvor getätigte Aussage 
mit den Worten, dass wohl nicht je-
der Teilnehmer ein Neonazi sei. Die-
se Relativierung wird jedoch sofort 
selbst wieder reaktiviert, was einen 
selbstkritischen Blick auf die eigene 
provokante Aussage vermissen lässt 
und die wissenschaftliche Neutralität 
gänzlich negiert. Nichts dagegen bei 
einem „Standpunkt“, der hier zum 
Ausdruck gebracht werden soll. Nur 
stellt sich mir hier erneut die Frage, was 
das mit der GdP und DP als polizeiliche 
Interessenvertretung zu tun haben soll.

Im ersten Absatz auf Seite 26 schlägt 

Fortsetzung von Seite 3
forum

LESERMEINUNG

mache in der Frage rechts/links ge-
brauchen oder vielleicht sogar besser 
missbrauchen lässt – und das, obwohl 
das Thema mit der Polizei beziehungs-
weise den gewerkschaftlichen Interes-
sen – wenn überhaupt – nur indirekt 
zu tun hat. 

Aber zu meinem Standpunkt: Bereits 
in der Einleitung disqualifiziert sich der 
Autor selbst. Pegida schon im Grund-
satz und von vorn herein als rassistisch 
zu bezeichnen, ist falsch und zeugt von 
mangelnder Informationsbeschaffung 
seitens des Autors – so er sich denn 
überhaupt die Mühe machen wollte, 
sich zu informieren. 

Von dem sicherlich nicht auszu-
schließenden Teil der Neonazi-Sze-
ne, die bei einer Demonstration die-
ses Ausmaßes nicht ausgeschlossen 
werden kann, handelt es sich bei den 
Teilnehmern um bürgerliche Klien-
tel, wie eine Studie der Technischen 
Universität Dresden zeigte (http://
www.spiegel.de/politik/deutschland/
pegida-studie-in-dresden-marschiert-
die-mittelschicht-a-1012913.html). Ich 
gehe also schon ab der Überschrift von 
reiner Meinungsmache und bewusster, 
provokanter Beleidigung der Demo-
Teilnehmer aus, da der Autor später 
selbst auf die Studie hinweist – seine ei-
gene Aussage also widerlegt (um sie im 
Anschluss zu wiederholen). Schon hier 
zeigt sich eine leichte Schizophrenie?

Aber weiter: Im ersten Absatz be-
zeichnet der Autor die Demo-Teilneh-
mer als egoistisch und demokratiefern. 
Zeitgleich zieht er den Vergleich zur 
AfD, wodurch sich mir die Frage auf-
drängt, ob hier nun auch eine eindeu-
tig demokratische Partei diskreditiert 

www.POLIZEIPRAXIS.de

Anzeige
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Fortsetzung auf Seite 37

forum
LESERMEINUNG

der Autor weiter über die Stränge: Er 
bezeichnet die Demo-Teilnehmer nun-
mehr als „mehr oder weniger sozi-
al etablierte und situierte“ Personen. 
Damit nicht genug, werden sie alle 
pauschal als verrückt abgestempelt. 
Und nur, weil sie sich nun unter Gleich-
gesinnten befänden, würde ihnen ihre 
„objektiv nach wie vor bestehende 
Verrücktheit“ nicht mehr als solche 
vorkommen.

Die Höhe der Unverschämtheit, zu-
mindest in meinen Augen: Ganz davon 
zu schweigen, dass eine Bedrohung 
des eigenen Lebensstandards durch 
die seit der Grenzöffnung durch Schen-
gen und EU-Osterweiterung objektiv 
belegbar gestiegenen Wohnungsein-
brüche, um nur ein Beispiel von vielen 
zu nennen (siehe PKS), keine Einbil-
dung ist, wie vom Autor suggeriert. 
Und dagegen friedlich ein Zeichen an 
die Politik schicken zu wollen – ob nun 
objektiv oder nur subjektiv begründet 
– ist verrückt? Damit ist man ein Spin-
ner? Durch das Äußern eines Wunsches 
an einen anderen? Ich hoffe, dass der 
Autor an nicht einer Demonstration 
zur politischen Willensbildung jemals 
teilgenommen hat. Ansonsten müsste 
man ihn ja ebenfalls zu einem Kreis der 
Spinner zählen.

Im Abschnitt „Das Weltbild der 
Verschwörungsängste“ hat der Autor 
dankenswerterweise eine Verschwö-
rungstheorie definiert und erklärt. Dan-
kenswert deshalb, weil ich nun guten 
Gewissens seinen ganzen Artikel zur 
Verschwörungstheorie erklären kann 
– denn auch er liefert keine Fakten für 
die von ihm aufgestellten Anschul-
digungen und Aussagen, seine (um 
seine Worte zu nutzen) Wahnwelt (hier 
gegen Pegida-Demonstranten) funktio-
niert ganz in ihrer Struktur, ganz unab-
hängig von der Wirklichkeit. Getragen 
wird sie ja von ihm und den Gleichge-
sinnten aus gewissen politischen La-
gern und Linksextremisten. Deshalb ist 
es (wahrscheinlich) auch nicht möglich, 
dem Autor sein Wahnweltbild individu-
ell zu widerlegen, denn er glaubt dies, 
weil es irrational ist und jeder Beleg 
dagegen wird nicht in das Weltbild 
integriert. Ich selbst glaube nicht an 
das soeben Geschriebene, aber dies 
waren die Worte des DP-Autors.

Aber weiter: Nun kommt eine durch-
aus treffende Formulierung: Der Autor 
schreibt, dass es den Sicherheitsbehör-
den in Deutschland „bisher relativ er-
folgreich gelingt, die realen Gefahren 
... abzuwägen und gegen sie vorzu-

gehen.“ Vollkommen richtig: BISHER 
und RELATIV! Hier zeigt sich der Sur-
realismus des Denkens des Autors. Er 
relativiert mit seiner Aussage die nun 
offenbar doch anerkannten Ängste vor 
islamistischem Terror und ähnlichen 
Bedrohungen unseres Staates. Er geht 
nicht weiter auf diese beiden Begriffe 
ein, obwohl ja auch der GdP klar ist und 
die DP oft genug abgedruckt hat, dass 
es schon 5 nach 12 ist, die Sicherheits-
behörden an ihren Grenzen angelangt 
sind und es nur noch eine Frage des 
Zufalls sein wird, wenn wir Terroran-
schläge verhindern können. Aber da 
es bislang funktioniert hat, besteht ja 
keinerlei Handlungsbedarf. Ist ja alles 
gut. Und bedroht ist der Einzelne so-
wieso niemals. Auch in naher Zukunft 
nicht. Ist doch klar, oder?

Nun bin ich selbst Polizeibeam-
ter und kein Göttinger Professor für 
Grundlagen der Sozialwissenschaft. 
Dennoch habe ich das Gefühl, mit 
meinem rudimentären Wissen um die 
Geschehnisse in unserem Staat den 
nahezu genialen Argumentationen an-
gemessen begegnet zu sein.

An die DP-Redaktion kann ich nur 
appellieren, in Zukunft die Beiträge 
nach Relevanz für entweder die GdP, 
die Polizei oder die DP selbst einge-
hend zu prüfen und nicht alles un-
kommentiert abzudrucken. Derartige 
Meinungsmache hat in einer gewerk-
schaftlichen Zeitschrift meiner Mei-
nung nach nichts zu suchen.

Peter Kühn, Celle

Zu: Lesermeinungen von        
Kollegen: Standpunkt, DP 4/15

Hochachtung für die Kollegen, die 
ihre Meinung, ihre Ansicht und ihre 
praktischen Erfahrungen zu dem haar-
sträubenden Beitrag, Aufsatz – Stand-
punkt – des Herrn Prof. Dr. S. Salzborn 
zum Ausdruck – zur Veröffentlichung 
bringen und widersprechen. 

Ich muss den Kollegen beipflich-
ten, die in ihren Erläuterungen und 
Meinungen darauf hinweisen, dass 
hinsichtlich dieser aktuellen brisanten 
Tatsachen eine staatliche verordnete 
Ansicht oder Denkweise vorgegeben 
ist.

In diesen Beiträgen wird auch die 
finanzielle Seite angesprochen, wo 
und wie in Deutschland das Geld ge-
strichen und gekürzt wird – Sicherheit 
– Kultur – Bildung – Kindergärten – 
und so weiter.

Nun frage ich mich, wir uns, wie 
viele finanzielle Mittel müssen für ei-
nen Flüchtling – wenn es denn einer 
ist – Asylbewerber – monatlich aufge-
bracht werden, um deren Rundum-
Versorgungspaket abzudecken?

Diese Frage wurde uns von Politik 
und Menschenrechtlern noch nie be-
antwortet. Die Rente meiner Ehefrau 
liegt circa 200 bis 250 Euro unter der 
Armutsgrenze!

Ich habe einen Grundsatz: „Ein 
Mensch dieser Erde, der hierher 
kommt, welcher Kultur, welchen Glau-
bens, welcher Hautfarbe, der ehrlich 
angibt, ich bin der und der, ich komme 
da und da her, ich kann aus diesem 
und jenem Grund in meiner Heimat 
nicht leben, ich muss um Gesundheit 
und Leben fürchten, ich bitte um Hilfe 
und Aufnahme.“

Da gibt es für mich in keiner Weise 
Probleme. Meine Reaktion auf dieses 
Problem, auf diese Willkommenskul-
tur, ist, wie wir Polizisten, die beleidigt, 
beschimpft, erniedrigt, bespuckt wur-
den, von diesen Politikern betrogen 
wurden und werden, siehe 35 Prozent 
Mindestruhegehalt bis Besoldungs-
gruppe bis A11.

Rudolf Ritz, Aschersleben

Ich habe mit Interesse, Erstaunen 
und Bestürzung die Zuschrift des 
77-jährigen Kollegen Weißkopf gele-
sen. Seine Dienstzeit muss wohl tag-
täglich mit sehr bitteren Erfahrungen 
mit Muslimen überfrachtet gewesen 
sein. Ich habe Allah in meinen Gebe-
ten um Verzeihung gebeten.

Ibrahim H. Emele, 
Vorsitzender GdP Bodenseekreis

Aufgrund des Artikels von Prof. Dr. 
Samuel Salzborn über die Intentionen 
und Denkweise von „HoGeSa“ und 
„Pegida“ (in Hannover „Hagida“ und 
in Braunschweig „Bragida“) in der DP-
März-Ausgabe gab es zahlreiche Leser-
briefe, die im April abgedruckt wurden. 

Zu: Lesermeinung des Kollegen 
Heinrich Weißkopf: Standpunkt, 

DP 4/15
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Buchtipps

Neues aus der Wissenschaft

Aktuelle Präventionsthemen für Sie beleuchtet –

forum kriminalprävention für nur
19,-€

Kommunale Prävention
Sicherheitstechnik

Gewalt an Schulen

Prävention in Europa

Jugenddelinquenz

Erziehung und Pädagogik

EinbruchspräventionEvaluation
jährlich,

zzgl. Versandkosten

VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR
Anzeigenverwaltung

Ein Unternehmen der Gewerkschaft der Polizei
Forststr. 3a • 40721 Hilden

Tel.: 0211/7104-188 • Fax: 0211/7104-4188

Bestellen Sie heute Ihr Abonne-
ment forum kriminal-prävention
um besser informiert zu sein.
Als Dankeschön für Ihre Bestellung
erhalten Sie diese LED-Lampe für
Ihren Schlüsselbund, die Sie auf
jeden Fall behalten dürfen.
Weitere Informationen über
die Zeitschrift und die Stiftung
erhalten Sie auf www.vdpolizei.de
(auch online-Bestellungen)

Name, Vorname Firma, Abteilung

Straße/Hausnummer Plz, Ort

Telefon/Telefax E-Mail

Datum, Ort 1. Unterschrift

Vertrauensgarantie: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb der folgenden zwei
Wochen schriftlich beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH, Anzeigenverwaltung,
Forststr. 3a, 40721 Hilden, widerrufen kann und bestätige dies durch meine zweite Unter-
schrift. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.

Datum, Ort 2. Unterschrift

forum kriminal-
prävention

Zeitschrift der Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention

G 61174 5, € www.forum kriminalpraevention.de 4/2011

Aktuelle Präventionsthemen für Sie beleuchtet –

forum kriminalprävention für nur
19,-€

Bitte senden Sie mir die Fachzeitschrift „forum kriminalprävention“ zum Jahresabonnementpreis von
19,- € inkl. MwSt. zzgl. 5,- € Versandkosten zu. Erscheinungsweise: 4 Ausgaben/Jahr

jährlich,
zzgl. Versandkosten

Die Fachzeitschrift „forum kriminalprävention“ erscheint 4 x jährlich (März, Juni, September,
Dezember). „forum kriminalprävention“erscheint beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR
GMBH Anzeigenverwaltung und wird von dort als Jahresabonnement bezogen. Das Abonnement
bezieht sich auf ein volles Kalenderjahr und verlängert sich automatisch um ein weiteres Jahr,
wenn nicht bis 30.06. zum Jahresende eine Kündigung erfolgt. Der Abo-Jahres-Preis beträgt
19,- € inkl. MwSt. zzgl. 5 € Versandkosten. Einzelheftpreis: 5,- € inkl. MwSt. zzgl. Versandkosten.

bestellung 2013 fuer DP_Layout 1 01.02.13 09:31 Seite 1

Dateiname: 999999-010_VDP.eps; Nettoformat:(226.00 x 301.17 mm); Datum: 28. Aug 2013 07:17:48; PDF-CMYK für Apogee; L. N. Schaffrath DruckMedien
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Fortsetzung von Seite 35
forum

LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor, 
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst 
viele Kolleginnen und Kollegen zu 
Wort kommen zu lassen. Abge-
druckte Zuschriften geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redak-
tion wieder. Anonyme Zuschriften 
werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:
	  
GdP-Bundesvorstand
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4 
10555 Berlin 
Tel.: 030/39 99 21-113
Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:  
gdp-pressestelle@gdp.de

Die Ausführungen eines 77-jährigen 
ehemaligen Polizeibeamten aus dem 
niedersächsischen Cuxhaven und auch 
die Reaktionen von GdP-Mitgliedern 
dazu haben mich bewogen, Position zu 
beziehen. 

Ich bin entsetzt über die in dem 
Brief getätigte Pauschalverurteilung 
von Menschen muslimischen Glaubens. 
Derzeit sind rund 800 Kolleginnen und 
Kollegen mit Migrationshintergrund 
im Polizeivollzugsdienst des Landes 
Niedersachsen tätig, dazu noch einmal 
etliche Tarifbeschäftigte und Verwal-
tungsbeamtinnen und -beamte, viele 
davon muslimischen Glaubens und oft 
bei der GdP organisiert. Es herrscht 
ein kollegiales Miteinander und die 
unterschiedlichen Glaubensrichtungen 
werden akzeptiert. Nicht nur deshalb, 
aber auch aus diesem Grund, distanziert 
sich die GdP Niedersachsen – und auch 
ich persönlich – ausdrücklich von den 

Darstellungen des Leserbriefschreibers. 
Er zitiert zum Beispiel einen mir völlig 
unbekannten Moslem, der vom Islam 
zum Christentum konvertiert sein soll, 
mit dem Satz „Jeder Moslem ist ein 
potenzieller Terrorist“. Damit zeigt er 
eindeutig seine wirkliche Gesinnung 
und verunglimpft auch unsere musli-
mischen Kolleginnen und Kollegen, die 
im Bereich der Inneren Sicherheit arbei-
ten. Er hält es zudem „für sein Recht, 
alle gläubigen Moslems abzulehnen“, 
da sie „Anhänger einer offenkundigen 
Gewaltideologie“ sind. Die Aussage ist 
mindestens verunglimpfend und völlig 
inakzeptabel. Jede Meinung kann ge-
äußert werden, sie ist aber noch lange 
nicht richtig und deshalb darf vieles 
nicht unkommentiert bleiben und erfor-
dert eine klare Positionierung. 

Dietmar Schilff, 
GdP-Landesvorsitzender 

Niedersachsen

Der polizeiliche Auftrag besteht im 
Alltag nicht selten darin, sich mit Kon-
flikten zu befassen, die gesellschaftspo-
litische Ursachen haben. Die Bewegung 
Pegida erzeugt ein breites Spektrum 
von Meinungen. Wenn Meinungsäu-
ßerungen verletzend und herabwürdi-
gend angesehen werden können, ist es 
klug auch über die mögliche Wirkung 
zu reflektieren. Das gilt insbesondere 
für emotionale und extreme Positionen. 
Wenn hier „ein kamelhütender Anal-
phabet“ als Religionsgründer sowie als 
„Kontrolleur von Mordgesellen“ ge-
nannt wird und Hitlers „Mein Kampf“ 
in direktem Vergleich zum Koran zitiert 
wird, ist dies geeignet, jede sachliche 
Auseinandersetzung zu verhindern.

Von aggressiver Wortwahl und feh-
lendem Differenzierungsvermögen ge-
tragene Meinungen haben noch nie zu 
Problemlösungen beigetragen. In den 
Reihen der niedersächsischen Polizei 
erledigen Polizeibeamtinnen und Po-
lizeibeamte muslimischen Glaubens 
ihren Dienst. Ihren Diensteid haben 
sie abgelegt. 

Als Gewerkschaftsmitglied distan-
ziere ich mich von solchen Äußerungen. 
Ein Polizeibeamter sollte grundsätzlich 
in der Lage sein, auf Diffamierungen 
zu verzichten. Der Spagat zwischen 
Meinungsfreiheit und respektvollem 
Umgang hat hier einen Unfall erlitten.

Burkhard Klein, 
Rotenburg (Wümme)

Seit Ewigkeiten gibt es zum An-
halten von Fahrzeugen die Lichtleiste 
mit dem Schriftzug „Stop! Polizei!“ 
im RTK. Bislang hat das immer gut 
funktioniert. Zusätzlich ist die Licht-
leiste jetzt mit dem – wie ich finde – 
sinnvollen roten Flasher ausgestattet. 
Wenn das immer noch nicht reicht, hat 
man noch das Blaulicht und im abso-
luten Härtefall die Möglichkeit einer 
Lautsprecherdurchsage oder Zuschal-
tung des Einsatzhorns. Es ist uns auch 
keine Situation bekannt, in der dieser 
Anhaltevorgang in irgendeiner Form 
unsicher war und einer sicherheits-
technischen Verbesserung bedurfte.

Yelp ist nach meiner Meinung (und 

Zu: Ausstattung, DP 2/15

auch der Meinung vieler anderer Kol-
legen) ein unnötiges Zusatzfeature 
wie auch die Drehspiegelimitation 
beim Blaulicht oder der gut gemeinte, 
aber unzweckmäßige Schrankaufbau 
im Kofferraum, deren Entwicklungs-
kosten man besser in beispielsweise 
Frontblitzer für die Einsatzfahrzeuge 
hätte investieren können.

Wenn man dazu noch die Handha-
bung berücksichtigt (ich muss Yelp 
per Tastendruck zunächst freigeben, 
danach lässt es sich erst aktivieren 
wenn ich mindestens eine Sekunde 
lang HUPE!!) dann stellt sich das Sys-
tem selbst schon als sinnfrei dar, denn 
die zwingend zu bedienende Hupe 
erfüllt ja hier schon den Zweck eines 
zusätzlichen akustischen Signals.

Yelp wird gern mit US-Signalen ver-
glichen ... viele Kollegen finden in der 
Tat, dass Yelp recht wenig mit den 
Signalen der US-Polizeifahrzeuge zu 
tun hat, sondern eher wie eine Fahr-
radsirene für Kinder klingt.

Warum konnte bei der Entwicklung 
nicht einfach die Funktion der Hupe 
abgestellt und mit der Yelp-Funktion 
gekoppelt werden, so dass das Son-
dersignal durch kurzes Betätigen der 
Hupe direkt in der gewünschten Länge 
ertönt?

Andre Turau, Krefeld

      Ich bin entsetzt 
über die in dem Brief 
getätigte Pauschal-
verurteilung von Men-
schen muslimischen 
Glaubens. 

Dietmar Schilff, 
GdP-Landesvorsitzender Niedersachsen
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Zum zweiten Mal veranstaltete die JUNGE GRUPPE (GdP) zusammen mit 
der Europäischen WingTsun Organisation (EWTO) ein bundesweites polizei-
spezifisches Einsatz- und Zugriffstraining, das überregional auf großes 
Medieninteresse stieß.

Das Kriminologische Forschungsinstitut 
Niedersachsen hat mehrfach belegt, dass 
die Gewalt gegenüber Polizeibeamten und 
-beamtinnen zugenommen hat. Nicht um-
sonst fordert die Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) die Einführung eines neuen Straf-
rechtsparagrafen 115 StGB, der die Ver-

letzung eines Polizisten außerhalb einer 
Vollzugshandlung unter einen besonderen 
Schutz stellt.
Der vermeintlich sichere Arbeitsplatz zeigt 
seine Schattenseiten. Auch wenn 84 Pro-
zent der Befragten in einer Forsa-Umfrage 
im Auftrag der Zeitschrift „Stern“ vorga-
ben, ein großes Vertrauen in die Polizei zu 
besitzen, gehören heute Beschimpfungen, 
Widerstandshandlungen sowie tätliche 
Angriffe und Ausschreitungen genauso 
zum Polizeialltag wie das Tragen von 

Schutzweste und Einsatzmitteln. 2012 
organisierte die JUNGE GRUPPE (GdP) 
erstmals das Seminar „Eigensicherung 
ist kein Zufall“. Da die Gewaltdiskussion 
und somit die Eigensicherung immer stär-
ker in den Mittelpunkt des Polizeialltags 
rückt, verwundert es nicht, dass diesmal 
über 120 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer kamen. 
Das im Februar an der 
Polizeiakademie in Wies-
baden veranstaltete Bun-
desseminar unter Schirm-
herrschaft von Hessens 
Innenminister Peter Beuth 
überzeugte erneut durch 
die angebotenen Inhalte 
und die professionelle Or-
ganisation. Innerhalb der 
fünf rund zweieinhalb Stun-
den dauernden Workshops 
vertieften die aus dem 
gesamten Bundesgebiet 
angereisten Kolleginnen 
und Kollegen nicht nur ihre 
theoretischen Kenntnisse, 
sondern trainierten unter 
persönlicher Anleitung von 
17 Fachreferenten der 
EWTO – zum Großteil Poli-
zisten und Ausbilder – auch 
ihre physischen und senso-
motorischen Fähigkeiten.
Die mit der EWTO abgestimmten Work-
shops beschäftigten sich mit den Themen 
Kontrolle des Gegenübers und Kontrolle 
des Gleichgewichts, Waffenschutz in der 
Annäherungs- und Zugriffsphase, Fixie-
rung und Fesselung, Einsatz von Polizei-
schlagstöcken sowie Gefahrenwahrneh-
mung und taktisches Grundverständnis. 
Wie vor drei Jahren in Saarbrücken war 
es den Organisatoren wichtig, nicht irgend-
ein Eigensicherungsseminar auszurichten, 
sondern detailliert auf die Notwendigkeiten 
des Polizeiberufs einzugehen. Mit insge-
samt zwölfeinhalb Stunden Praxisanteil 
gelang es, ein polizeispezifisches Einsatz- 

Eigensicherung ist (immer noch) 
kein Zufall

und Zugriffstraining zu absolvieren, das 
nicht nur den Bedürfnissen von Polizei-
beamten entsprach, sondern auch den 
Kolleginnen und Kollegen des Zolls, der 
Ordnungsdienste und der Justiz die Mög-
lichkeit eröffnete, ihr Wissen und ihre 
Fähigkeiten zu grundlegenden Techniken 
der Eigensicherung zu vertiefen und auf die 
beruflichen Erfordernisse abzustimmen. 

Unter Anleitung von Prof. Dr. Keith R. Kern-
specht, dem Leiter und Begründer der 
EWTO, wurden die grundlegenden und 
speziellen Techniken der Eigensicherung 
trainiert. Dabei wurde sowohl akribisch 
auf die Ausführung geachtet als auch ein 
besonderes Augenmerk auf die Praxistaug-
lichkeit und verhältnismäßige Anwendung 
des zu Erlernenden gelegt. 
Zu Beginn betonten der stellvertretende 
Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der 
Polizei Dietmar Schilff und Hessens Lan-
despolizeipräsident Udo Münch die Wich-

tigkeit einer solchen Veranstaltung, be-
grüßten ausdrücklich das Engagement der 
JUNGEN GRUPPE (GdP), aller Beteiligten 
und dankten der EWTO für die fachliche 
Unterstützung. Schilff, jahrelang selbst 
im Einzeldienst aktiv, verdeutlichte die 
Wichtigkeit der Eigensicherung und zögerte 
nicht, die politisch Verantwortlichen in die 
Pflicht zu nehmen. 
Die JUNGE GRUPPE (GdP) bedankt sich vor 
allem bei den Organisatoren aus Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland, die das 
Seminar unter Leitung von Antonio Pedron 
aus dem Ehrenamt heraus organisierten. 

Torsten Rohde

Danksagung an Prof. Dr. Kenspecht (2. v. r.) 
von der EWTO durch die Organisatoren des 
Seminars Jochen Zeng (l.), Esther Schneider 
(2. v. l.) und Christian Günther (r.)                         	
		              Fotos (2): Rohde

Stephan Crnko (r.) von der EWTO zeigt dem Fernsehteam 
des Hessischen Rundfunks spezielle Techniken der Eigen-
sicherung.
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Rund 400 gewaltbereite Teilnehmer 
hätten sich, so Herdes, kleinere Aus-
einandersetzungen mit den Einsatz-
kräften geliefert, als sie versuchten, 
Absperrungen zu überwinden. Außer-
dem hatten Störer in vorderster Demo-
Reihe Schirme aufgespannt. Hinter 
diesem Sichtschutz war aus der zwei-
ten Reihe versucht worden, die Ein-
satzkräfte – wiederum mit Schirmen 
– zu verletzen. Das habe er bisher noch 
nicht erlebt, berichtete der erfahrene 
Bereitschaftspolizist. 

Unter dem Strich zogen Herdes 
wie auch der schleswig-holsteinische 
GdP-Landesbezirksvorsitzende Man-
fred Börner eine vorläufig positive 
Einsatzbilanz. Es habe nach ersten 
Meldungen keine Verletzten unter 
den Einsatzkräften gegeben. Mehrere 
Demo-Teilnehmer waren allerdings 
festgenommen worden. Die dienstliche 
Versorgung der Kolleginnen und Kol-
legen hatte weit überwiegend keinen 
Anlass zur Klage gegeben, so Börner. 
Trotzdem seien die umfangreichen Be-
treuungsmaßnahmen der engagierten 

Aktuell

Gut vorbereitete Polizei verhindert Gewalt in Lübeck

Kurz vor dem Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe erreichten DEUT-
SCHE POLIZEI aktuelle Meldungen 
vom Großeinsatz beim G7-Au-
ßenministertreffen im schleswig-
holsteinischen Lübeck. Nach den 
massiven Ausschreitungen und 
brutalen Angriffen auf die Einsatz-
kräfte bei Protesten gegen die 
Eröffnung der neuen EZB-Zentrale 
in Frankfurt/Main Mitte März war 
der Einsatz in Lübeck laut Jürgen 
Herdes, Vorsitzender des GdP-Bun-
desfachausschusses Bereitschafts-
polizei und selbst als Führer einer 
Beweissicherungs- und Festnahme-
einheit (BFE) vor Ort, weitgehend 
friedlich abgelaufen. Die Polizei 
habe sich nach der Eskalation in 
der hessischen Bankenmetropole 
gut vorbereitet, sagte der GdP-Bun-
desvorsitzende Oliver Malchow, der 
sich einen Tag vor dem Einsatz ein 
Bild der Vorbereitungen gemacht 
hatte. Immerhin 3.500 Kolleginnen 
und Kollegen sorgten für den Rund-
um-Schutz der Politiker. 

GdP’ler freudig angenommen worden. 
Der GdP-Bundesvorsitzende wie sein 
Kollege Börner dankten sowohl den 
bundesweit angereisten Einsatzkräf-

ten wie auch den unermüdlich arbei-
tenden GdP-Betreuerteams.

Noch einen Tag vor dem Beginn 
des Einsatzes hatte Malchow mit Ver-

Vor dem Einsatz: Informationen aus erster Hand von Jürgen Herdes (m.), Vorsitzender des 
GdP-Bundesfachausschusses Bereitschaftspolizei.                     Fotos (2): Rüdiger Holecek

Die engagierten Betreuerteams waren den Einsatzkräften herzlich willkommen.
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tretern der Einsatzleitung und bereits 
angereisten Einsatzkräften gespro-
chen. Er hatte sich in der schleswig-
holsteinischen Hafenstadt zugleich 
über die Unterbringung der Einsatz-
kräfte informiert. Einsatzleiter LPD 
Heiko Hüttmann hatte den GdP-Bun-
desvorsitzenden sowie seinen Kol-
legen Börner in der Einsatzleitstelle 
empfangen und umfassend über die 
Vorbereitungen informiert. 

Der Leitende Polizeidirektor (LPD)
hatte sich dabei optimistisch gezeigt 
und angekündigt: „Wir werden hier 
kein Frankfurt bekommen – nicht mal 
ansatzweise.“ Womit er glücklicher-
weise auch Recht behalten sollte. Hütt-
mann lobte indes die tolle Teamarbeit. 
Außerdem seien alle Anforderungen 
an Bund und Länder erfüllt worden, 
nicht eine der zur Unterstützung ge-
rufenen Hundertschaften hatte gefehlt. 

Kräfte aus Bayern, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen und aus allen Ländern 
Norddeutschlands waren laut dem 
Gesamteinsatzleiter im Einsatz. Hütt-
mann erläuterte GdP-Chef Malchow 
zudem ein Novum der Einsatzhistorie. 
Zum ersten Mal war ein sogenannter 
Einsatzabschnitt Luft eingerichtet wor-
den. Dadurch sollte der offenbar stark 
zunehmenden Gefahr durch Drohnen 
wirksam begegnet werden.

Vor dem Hintergrund mehrerer 
personalintensiver Großeinsätze – der 
nächste und größte steht mit dem G7-
Gipfel im bayerischen Elmau Anfang 

Juni ja noch bevor – hatte Malchow 
erneut die anhaltenden Personalkür-
zungen bei der Polizei kritisiert. „Die 
Belastung der Polizei wird viel zu we-
nig gesehen — im Gegenteil, es wird 
überall noch Personal abgebaut, das 
passt nicht zusammen“, sagte er der 
Nachrichtenagentur dpa. Malchow for-
derte die politischen Verantwortlichen 
auf, sich darüber Gedanken zu ma-
chen, dass während solcher Großlagen 
die Polizei auch noch das sogenannte 
Alltagsgeschäft wie Wohnungseinbrü-

che oder Körperverletzungsdelikte zu 
bearbeiten habe. 

Seine Kolleginnen und Kollegen, so 
Malchow, müssten bei solchen Groß-
einsätzen hohe Belastungen aushalten. 
„Das zerrt an den Nerven“, betonte er. 
Die Beamten erlebten „Provokationen 
intensivster Art“. Trotz des immens 
hohen Aufwandes werde man in der 
öffentlichen Debatte aber sicherlich 
nicht zu dem Ergebnis kommen, Polit-
Gipfel künftig nicht mehr in Deutsch-
land stattfinden zu lassen.            mzo

Aktuell

Einsatzleiter LPD Heiko Hüttmann (r.) empfing Oliver Malchow und GdP-Landeschef Manfred 
Börner (l.) und erläuterte den Stand der Vorbereitungen.                    Foto: Rüdiger Holecek
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Die erfolgreiche Bearbeitung von einsatzrechtlichen Prü-
fungsklausuren fordert nicht erst in der Laufbahnprüfung fun-
dierte Rechtskenntnisse sowie die Beherrschung gutachterlicher
Würdigungstechnik als der für die Klausurniederschrift maßgeb-
lichen Darstellungsform. Bereits in „Zwischenetappen“, denMo-
dul- und Zwischenprüfungen, gilt es mindestens das Wissen zu
präsentieren, das den Fortgang von Ausbildung und Studium
garantiert. Dieses Buch richtet sich an diejenigen Anwärter für
die Laufbahnen des mittleren und gehobenen Polizeivollzugs-
dienstes in der Bundespolizei, die Prüfungen im Bundespolizei-
und Vollstreckungsrecht mit Erfolg absolvieren wollen.

Dieser praxisorientierte Kommentar richtet sich an alle, diemit
Fragen des Bundespolizeirechts und des Zwangsrechts des Bun-
des befasst sind. Folgende Bundesgesetze werden kommentiert:
• Bundespolizeigesetz
• Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz
• Gesetz über den unmittelbaren Zwang bei Ausübung öffent-

licher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes.
Zahlreiche Auszüge aus Urteilen erleichtern dem Leser die

Einschätzung der einschlägigen Rechtsprechung und damit auch
eine praxisnahe Lösung. Zudem wird das rechtliche Verständ-
nis durch anschauliche Beispiele gefördert. Die aktualisierende
Beilage berücksichtigt insbesondere den neu eingefügten § 22a
BPolG (Erhebung von Telekommunikationsdaten).
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